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Schwerpunkt 2015: Grenzüberschreitungen
Eine Tagung über Probleme und 
Chancen der Migration in Europa 
eröffnete den Reigen der Schwer-
punkttagungen 2015 zum Thema 
„Grenzüberschreitungen“. Promi-
nenteste Rednerin war die frü-
here Bundestagspräsidentin und 
Bundesministerin Rita Süssmuth. 
Siehe Seite 3

Rita Süssmuth eröffnete die Tagung 
zu Flucht und Migration

Karikatur: Tomaschoff

Möglichkeiten der Landesplanung

Welche Möglichkeiten die Landesplanung und -entwicklung hat, gewünschte 
Tendenzen zu verstärken und negative zu verhindern, diskutierten in Nürn-
berg unter anderem der bayerische Finanzminister Markus Söder (links) und 
der Nürnberger OB und Städtetagspräsident Ulrich Maly
Siehe Seite 17

Die Macht der Algorithmen
Die digitale Revolution birgt Ge-
fahren und Chancen. Dabei geht es 
nicht nur um Überwachung, son-
dern um ein künstliches Datennetz, 
das durch lern- und anpassungsfähi-
ge Algorithmen eine Art Parallelwelt 
schafft, die der Mensch kaum noch 
versteht. Das gefährdet die Kommu-
nikationsfreiheit und die Freiheit 
selbst.
Beim Akademiegespräch im Land-
tag diskutierten die Managerin und 
Autorin Yvonne Hofstetter und die 
frühere Bundesministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger.
Siehe Seite 19
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Blick über den See
Dass Demokratie kein Schlaraffenland ist (Eric Voegelin 1959), in dem 
einem die gebratenen Tauben – sprich die Meinungs- und Willensbil-
dungsfreiheit und die Rechtsstaatlichkeit – „einfach so“ in den Mund flie-
gen, weiß man. Weil dies so ist, hat politische Bildung u.a. die Aufgabe, 
den Bürgerinnen und Bürgern die verfassungs-  und gesellschaftspoli-
tischen sowie die historischen Grundlagen zu vermitteln, deren Kennt-
nis unerlässlich scheint, um strukturelle wie aktuelle Probleme und Her-
ausforderungen von Politik und Gesell-
schaft angemessen einzuordnen. Vor 
allem aber soll politische Bildung die 
Urteilsfähigkeit der Bürger stärken und 
diese zur Teilhabe befähigen und moti-
vieren. 

Politische Urteilsfähigkeit werden wir 
im Jahr 2015 mehr denn je brauchen: 
Die Verführbarkeit und auch die Radi-
kalisierbarkeit der Bürger durch Popu-
listen und die Desinformationen aus 
dem Netz steigen. Sie scheinen in dem 
Maße zu wachsen, in dem die Bin- 
dungskraft und damit auch die immunisierende Wirkung von gesell-
schaftlichen Großorganisationen wie Parteien, Kirchen und Gewerk-
schaften nachlassen. Dies umso mehr in einer Zeit, in der die Feinde der 
Freiheit das Miteinander in der offenen Gesellschaft dadurch zu spren-
gen suchen, dass sie die Saat des Misstrauens säen und gruppenbezo-
gene Ausgrenzung ernten. Politische Bildung muss und kann dem Vorur-
teil, der Angst und auch den Verschwörungstheorien der verschiedenen 
Lager etwas entgegensetzen: Hintergründe, Strukturwissen und den per-
sönlichen fachlichen Austausch über Inhalte. 

Ich freue mich, dass Sie die Akademie für Politische Bildung bei diesem 
Auftrag begleiten. 

Apropos Voegelin und Schlaraffenland: Zum 30. Todestag unseres Grün-
dungskurators finden Sie auf Seite 32 eine Würdigung unseres Dokumen-
tars Steffen H. Elsner.

Mit herzlichen Grüßen 

Ihre

Prof. Dr. Ursula Münch
Direktorin der Akademie für Politische Bildung
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Die Tagung über Probleme und Chancen der Migration 
in Europa* eröffnete den Reigen der Schwerpunktta-
gungen 2015 zum Thema „Grenzüberschreitungen“. Die 

Situation der Zuwanderung in Deutschland und Europa hat sich 
in den letzten Monaten durch die Lage der Flüchtlinge aus dem 
Nahen und Mittleren Osten dramatisch verschärft. Im Sommer 
2014 wurde das deutsche Aufnahmekontingent allein für syri-
sche Bürgerkriegsflüchtlinge auf 20 000 Personen erhöht. Wohl-
fahrtsverbände und Flüchtlingsorganisationen sprechen bereits 
von einer „humanitären Katastrophe“ und „Überforderung der 
Politik“.

Deutschland ist längst ein Ein-
wanderungsland. Laut der neues-
ten OECD-Studie ist Deutschland 
inzwischen nach den USA das wich-
tigste Zuwanderungsland geworden. 
Mittlerweile leben in Deutschland 
16,5 Millionen Menschen mit einer 
Zuwanderungsgeschichte – zehn Mil-
lionen von ihnen haben einen deut-
schen Pass. Sie alle bereichern den 
Sozialstaat. Laut der neuesten Bertels-
mann-Studie zahlen sie 22 Milliarden 
Euro mehr in die Sozialsysteme ein als 
sie herausnehmen. Auch wenn immer 
noch zwei Drittel der Deutschen vom 
Gegenteil überzeugt sind.

Versagen der Politik

Dass Deutschland faktisch ein Ein-
wanderungsland ist und Einwande-
rung braucht, davon ist Rita Süss-
muth schon länger überzeugt. Als ihr 
Parteifreund Rüttgers im Jahr 2000 
in Nordrhein-Westfalen noch Wahl-
kämpfe mit der Parole „Wir brauchen 
mehr Kinder als Inder“ führte, schrieb 
sie als Vorsitzende der „Unabhängi-
gen Kommission Zuwanderung“ als 
ersten Satz über ihren Abschlussbe-
richt: „Deutschland braucht Zuwan-
derinnen und Zuwanderer.“ Als Eröff-
nungsrednerin der Tagung sagte die 
frühere Bundesministerin und Bun-
destagspräsidentin: „Wenn angesichts 

des gegenwärtigen Einwanderungs-
drucks der öffentliche Eindruck ent-
steht: ‚Es sind zu viele‘, dann hat die 
Politik ein zentrales Anliegen ver-
säumt und ihre Aufgabe vernachläs-
sigt, den Bürgerinnen und Bürgern die 
Lage zu erklären. Und wenn die Poli-
tik versagt, brauchen wir mehr denn je 
politische Bildung.“

Süssmuth ist überzeugt: „Es ist eine 
Chance, wenn wir das Gefühl haben, 
wir schaffen das. Aber die gegenwär-
tige Lage wird zur Bedrohung, wenn 
wir das Gefühl haben, wir schaffen 
das nicht.“ Auch sie betonte, dass der 
Sozialstaat finanziell und die Gemein-
schaft kulturell von Zuwanderern pro-
fitieren: „Gesellschaften, die keinen 

Austausch haben, stagnieren.“ Als 
Beispiel nannte sie das „jahrzehnte-
lang eingemauerte Albanien“. Die Ver-
teilung der Flüchtlinge auf die Län-
der nannte sie einen „Skandal“. Arme 
Länder wie Albanien, Jordanien und 
die Türkei würden überproportio-
nal viele Flüchtlinge aufnehmen und 
seien überfordert. Deutschland müsse 
die Zuwanderung hochqualifizier-
ter Arbeitskräfte als Chance begreifen 
und sie nutzen: „Wir tun das zu wenig.“ 
Süssmuth forderte für Migranten und 
Flüchtlinge drei Dinge: qualifizierte 
Bildung, eine Arbeitserlaubnis nach 
drei Monaten Aufenthalt und men-
schenwürdige Unterkünfte.

Mehr Kriegsflüchtlinge

Mit aktuellen Daten zur Situation in 
Deutschland konnte der Vizepräsident 
des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), Michael Gries-
beck, aufwarten. Während im Jahr 
2008 rund 30 000 Asylbewerber nach 
Deutschland gekommen waren, stieg 
die Zahl im Jahr 2013 auf 127 000 an. 

Im vergangenen Jahr waren es wegen 
des Syrienkriegs schon etwa 200 000. 
Ein solcher Anstieg hätte nicht pro-
gnostiziert werden können. Weitere 

Migrationskontinent Europa – 
Bedrohung oder Chance?

Rita Süssmuth: „Gesellschaften, die 
keinen Austausch haben, stagnieren“

Michael Griesbeck lieferte aktuelle 
Daten zur Situation der Flüchtlinge in 
Deutschland

*In Zusammenarbeit mit dem Landesverband Bayern der Deutschen Vereinigung für Politische Bildung und der Europä-
ischen Akademie Bayern e.V.
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Problemregionen seien die Balkanlän-
der, die inzwischen zu „sicheren Dritt-
staaten“ erklärt wurden: Eritrea, Af- 
ghanistan, Irak und Iran. Vier Länder 
(Deutschland, Frankreich, Schweden 
und Großbritannien) nehmen derzeit 
zusammen 70 Prozent der in Europa 
ankommenden Flüchtlinge auf. Ein 
knappes Drittel der Asylanträge in 
der EU wurde 2013 in Deutschland 
gestellt.

Die Politik reagiert – wenn auch spät. 
Es wird zukünftig mehr Erstaufnah-
meeinrichtungen geben. Eine Arbeits-
erlaubnis ist nach drei Monaten Auf-
enthalt möglich, wenn es keine Deut-
schen oder EU-Bürger als Bewerber 
für eine Stelle gibt. Die Residenzpflicht 
bezieht sich künftig auf das Bundes-
land und Ausnahmen müssen gemel-
det werden. Griesbeck forderte eine 
„Willkommenskultur“: „Dafür ist aber 
ein Wandel in den Köpfen der Bevöl-
kerung und der Behördenmitarbeiter 
nötig.“

Zuwanderungsmagnet

Seit dem 1. Januar 2014 gilt auch für 
Rumänen und Bulgaren die uneinge-
schränkte Freizügigkeit für Arbeitneh-
mer. Deutschland ist da wegen seiner 
relativ niedrigen Arbeitslosigkeit und 
hohen Kaufkraft ein beliebtes Ziel – 
aber nicht allein. Insgesamt ist die 

Mobilität zwischen den EU-Ländern 
gering. Ende 2013 lebten ca. drei Milli-
onen Bulgaren und Rumänen in ande-
ren EU-Staaten; davon zwei Millionen 
in Spanien und Italien und ca. 450.000 
in Deutschland.

Carola Burkert vom Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) in Nürnberg zeigte mit ihren 
Daten, dass Deutschland mit sei-
nem stabilen Arbeitsmarkt und Fach-
kräftebedarf in den letzten Jahren 
der Finanz- und Staatsschuldenkrise 
seit 2008 zum Zuwanderungsmagnet 
geworden ist. Sowohl die Beschäfti-
gung der EU-Zuwanderer steigt, aber 
auch die Arbeitslosigkeit und damit 
zukünftig auch der Anspruch auf Leis-
tungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung.

Innerhalb Deutschlands gibt es große 
regionale Unterschiede. Die EU-Zu-
wanderer sind überproportional ver-
treten bei der Leiharbeit, Dienstleis-
tungen, Gastronomie und auf dem 
Bau. Es gibt viele Hilfsarbeiter, ihr 
Lohn ist entsprechend niedrig. Die 
Zuwanderung konzentriert sich auf 
strukturschwache Kommunen, weil 
dort Mieten und Lebenshaltungskos-
ten niedrig sind. Das führt dazu, dass 
die Gewinne und Kosten der Zuwan-
derung in Deutschland ungleich ver-
teilt sind. Burkert sprach sich deshalb 

für eine Umverteilung aus. Sie betonte, 
dass der Missbrauch von Sozialleis-
tungen kein Massenphänomen sei.

Solidarität gefordert

Hans Dietrich von Loeffelholz, bis vor 
kurzem in der Forschungsabteilung 
des BAMF, stützte Burkerts Thesen. Er 
sagte, Europa sei bedingt durch Welt-

wirtschaftskrise und Kriege in den 
letzten Jahren zum Einwanderungs-
kontinent geworden. Dabei verschie-
ben sich die Wanderungen innerhalb 
der EU aus wirtschaftlichen Gründen 
in Richtung Deutschland. Die Asyl- 

Hans Dietrich von Loeffelholz fordert 
eine bessere Abstimmung der Migra-
tionspolitik mit anderen Politikberei-
chen
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und Fluchtmigration habe sich zwi-
schen 2008 und 2014 versiebenfacht. 
Die schon vorhandenen Ungleichge-
wichte in der EU würden sich verstär-
ken; da sei jetzt Solidarität zwischen 
den europäischen Ländern gefordert. 
Gleichzeitig steigen die Integrations-
herausforderungen für alle gesell-
schaftlichen Bereiche (Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und 
Forschung). Außerdem brau-
che es eine bessere Abstim-
mung der Migrations- und 
Integrationspolitik mit der 
Bildungs-, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik. 

Die Düsseldorfer Erzie-
hungswissenschaftlerin Vero-
nika Fischer widmete sich den 
Herausforderungen für die 
Bildungspolitik durch einen 
steigenden Anteil von Migran-
ten an der Bevölkerung. Kin-
der und Jugendliche aus ärme-
ren Migrantenfamilien verfü-
gen immer noch über nied-
rigere Kompetenzen. Knapp 
12 Prozent der ausländischen 
Schüler haben keinen Haupt-
schulabschluss. Bei den deutschen 
sind es knapp halb so viele (5,4 Pro-
zent). Das Bildungsniveau der Eltern 
hat bereits Einfluss auf die Besuchs-
quoten beim Besuch von Kindergär-
ten. Viele Eltern haben auch zu wenige 
Kenntnisse über das Bildungssystem, 
Übergänge und Abschlüsse.

Bildungskonzepte 
erforderlich

Fischer sprach sich für die Finanzie-
rung von frühen Hilfen insbesondere 
für ressourcenarme Familien aus. Die 
staatliche Förderung von institutio-
neller Vernetzung von Familienbil-
dung in Familienzentren, Kindergär-
ten und in Grundschulen sei geboten. 
Die bereits vorhandenen, bewährten 
und wirksamen Ansätze der Eltern- 
und Familienbildung müssten in die 
Fläche verlagert und multipliziert 
werden. Dabei sei wichtig, so Fischer, 
dass aus einer Projekt- eine Regelfi-
nanzierung werde. Dies sei aber nur 
durch gemeinsame Anstrengungen 

auf Bund-, Länder- und kommunaler 
Ebene möglich. Ohne eine passgenaue 
Abstimmung der Kinder-Jugendhilfe-, 
Familien-, Gesundheits- und Integra-
tionspolitik könnten die Projekte nicht 
gelingen. Gerade auf der kommunalen 
Ebene sei ein Gesamtkonzept erfor-
derlich.

Veronika Fischer wurde in ihren For-
derungen unterstützt von Cumali 
Naz, dem Beauftragten für interkultu-
relle Arbeit beim Kreisjugendring und 
migrationspolitischen Sprecher der 
SPD-Stadtratsfraktion in München.

 Er schilderte, dass der Migrantenan-
teil in der bayerischen Landeshaupt-
stadt mittlerweile bei 40 Prozent liege, 
bei den bis 6-Jährigen liege er schon 
bei 56 Prozent. München rechnet 
bis 2020 mit einem Zuzug von rund       
120 000 Menschen. 
Das mache eine Bil-
dungsoffensive mit 
Neubauten von Schu-
len und Kindergär-
ten nötig. Naz kriti-
sierte, dass sich das 
Bundesamt (BAMF) 
aus der Finanzie-
rung von Sprach- 
und Integrationskur-
sen zurückziehe. Er 
sprach sich für eine 
längere gemeinsame 
Grundschulzeit aus 

(„Nur so können wir die Bildungsun-
terschiede ausgleichen“) und bemän-
gelte die fehlende interkulturelle Kom-
petenz der Lehrkräfte.

Bayerische Zustände

Unterschiedliche Sichtweisen auf die 
aktuelle Lage der Flüchtlinge in Bay-
ern prägte die Diskussion zwischen 
dem im bayerischen Sozialministe-
rium für Migration und Integration 
zuständigen Ministerialdirektor Mar-
kus Gruber, der Fraktionsvorsitzen-
den Margarete Bause (Bündnis90/
Grüne) und Matthias Weinzierl vom 
Bayerischen Flüchtlingsrat. Gruber 
wandte sich gegen Hungerstreiks als 
Mittel zur Durchsetzung von Interes-
sen und betonte, die anfangs unerträg-
lichen Zustände im Erstaufnahmela-
ger Bayernkaserne in München hät-
ten sich inzwischen normalisiert. Mit 
dem Massenansturm von Flüchtlingen 
im Sommer 2014 sei nicht zu rechnen 
gewesen. Er präsentierte die Neure-
gelungen bezüglich Arbeitserlaubnis, 
Residenzpflicht und Ausnahmerege-
lungen für Familien.

Bause dagegen beschrieb, wie quä-
lend und zermürbend es ist, in solch 
einer Massenunterkunft untergebracht 
und zum Nichtstun verdammt zu sein: 
„Lager machen krank.“ Das bayeri-
sche Aufnahmegesetz müsse schnell 
geändert werden: „Da sind wir in 
Bayern Schlusslicht.“ Weinzierl for-
derte die Einführung von Mindest-
standards für Flüchtlingsunterkünfte 
mit Kontrollen. Das Betreiben sol-
cher Unterkünfte dürfe kein lukratives 
Geschäft sein. Man müsse die Flücht-

Veronika Fischer und Cumali Naz (links) 
beschrieben die Bildungsnachteile der 
Migrantenkinder

Kontroverse Einschätzungen der bayerischen Flücht-
lingspolitik: Matthias Weinzierl, Markus Gruber und 
Margarete Bause (von links)
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linge, deren Mehrheit in totaler Iso-
lation leben, ins Zentrum der Städte 
holen. „Wenn Kontakte zwischen 
den Migranten und den Einheimi-
schen bestehen, läuft alles gut“, sagte  
Weinzierl.

Die grüne Europaabgeordnete Bar-
bara Lochbihler beschrieb die Situa-
tion der Aufnahme- und Auffangla-
ger an den Grenzen der nordafrika-
nischen Staaten zum Mittelmeer. In 
Libyen würden die Flüchtlinge wie 
Sklaven gehalten und an der ägyp-
tisch-israelischen Grenze seien die 
Verhältnisse katastrophal: „Die Men-
schen dort werden von den Schlepper-
banden gefoltert. Anschließend wer-
den die Verwandten angerufen und 
erpresst, um die Gefangenen frei zu 
bekommen.“ Sie fordert deshalb die 
Aufgabe der Abschottungspolitik der 
EU: „Sie führt zu nichts. Zäune hel-
fen nicht. Es wird immer brutaler.“ 

Aber durch diese Abschottung wür-
den die Zustände vor den Augen der 
europäischen Öffentlichkeit verbor-
gen bleiben. „Wir dürfen da nicht weg-
schauen“, sagte Lochbihler. Es müssten 
legale Zugänge nach Europa gesucht 
und gestaltet werden. Legale Zugänge 
würden das verbrecherische Han-
deln der Schlepperbanden unterbin-
den. Sie kritisierte das Auslaufen des 
recht effektiven italienischen Seenot- 
rettungsprogramms „Mare Nostrum“ 
zum Jahresende 2014. Der im Okto-
ber 2013 – nach der Katastrophe von 

Lampedusa – begonnene Einsatz ret-
tete mehr als 150 000 Menschen: im 
Schnitt 400 pro Tag. Dies entspricht 
einer Verdreifachung im Vergleich 
zum Jahr 2013. Trotzdem seien 2014 
geschätzt rund 3200 Menschen im 
Mittelmeer ertrunken. Das Nach-
folgeprogramm „Triton“ wird von 
der EU-Grenzschutzagentur Frontex 
geleitet und stößt auf Kritik, weil es 

im Umfang erheblich kleiner ist als die 
Rettungsmission Italiens. Es soll sich 
nur innerhalb der EU-Grenzen bewe-
gen und nicht die aktive Suche nach 
Flüchtlingen in Seenot etwa vor der 
nordafrikanischen Küste umfassen.

Verfolgte Roma

Inzwischen wurden die Nachfolge-
staaten Jugoslawiens zu „sicheren 
Drittstaaten“ erklärt. Wer von dort 
einreist, hat kein Recht mehr auf poli-
tisches Asyl. Die Menschenrechtssitu-
ation der Roma und Sinti in den Län-
dern des westlichen Balkans sei uner-
träglich. Übergriffe durch die Poli-
zei seien an der Tagesordnung, eine 
ganze Generation sei von der Grund-
bildung ausgeschlossen, sagte Loch-

bihler: „Wenn der Winter kommt, 
machen sie sich auf nach Westeuropa, 
wo es beheizte Behausungen gibt.“ 
Lochbihler forderte die EU auf, mehr 
Druck auf diese Staaten auszuüben, 
da sie ja als Beitrittskandidaten durch-
aus beeinflussbar seien. Sie schloss mit 
den Worten: „Wir brauchen Zuwan-
derung – organisiert und legal. Man 
darf nicht übers Mittelmeer schwim-
men und über Zäune springen müs-
sen, um nach Europa zu gelangen. Wir 
müssen die Armut bekämpfen – nicht 
die Armen.“

Die Tagung half zu differenzieren: 
Zuwanderung und Einwanderung 
sind verschiedene Dinge. Und die 
Arbeitsmigration innerhalb der die 
Freizügigkeit garantierenden Europä-
ischen Union ist anders zu beurtei-
len und zu bewerten als die dringend 
nötige Anwerbung von Facharbeits-
kräften aus anderen Teilen der Welt. 
Und Fragen des politischen Asyls z.B. 
für Kriegsflüchtlinge müssen anders 
beantwortet werden als die Probleme 
der Armutsmigration aus Afrika.

Michael Schröder

„Auf dem Weg“			            Zeichnung: Tomicek

Barbara Lochbihler: „Wir brauchen 
Zuwanderung – organisiert und legal“

Fotos: Kunert/Macher-FPU

„Wir müssen die 
Armut bekämpfen – 

nicht die Armen.“
Barbara Lochbihler

Linktipps:
http://www.bertelsmann-stif-
tung.de/de/themen/aktuel-
le-meldungen/2014/november/
sozialstaat-profitiert-von-zu-
wanderung/
http://www.iab.de/
http://www.bamf.de
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Mitte Oktober 2014 stimmte das Europäische Parlament 
der Besetzung der neuen Europäischen Kommission 
mit Jean-Claude Juncker an ihrer Spitze zu. Vorausge-

gangen waren ein für Europa ungewohnter Wahlkampf mit uni-
onsweiten Spitzenkandidaten und sich anschließende Konflikte 
und Zerwürfnisse zwischen immer selbstbewussteren Frakti-
onen des Europäischen Parlaments einerseits und (einzelnen) 
Staats- und Regierungschefs andererseits.

Grundlage dieser Neuerungen war das 
durch den Vertrag von Lissabon refor-
mierte europäische Vertragswerk, das 
neuen Interpretationsspielraum bietet. 
Durchgesetzt hat sich (vorerst) seine 
„parlamentarische“ Lesart, wonach 
Fraktionen entsprechend der Ergeb-
nisse der Wahlen zum Europäischen 
Parlament durchaus gestaltenden Ein-
fluss auf die Besetzung der Europäi-
schen Kommission ausüben dürfen 
und auch sollen. Die Kommission, 
deren Mitglieder von den Regierun-
gen der Staaten nominiert und vom 
Europäischen Parlament am Ende 
bestätigt werden, hat am 1. Novem-
ber 2014 ihre Arbeit aufgenommen.

Das war für die Akademie Anlass 
genug, sich mit den Herausforderun-
gen des „europäischen Regierens“ 
auseinanderzusetzen: Worin bestehen 
diese konstitutionellen Neuerungen? 
Sind sie so auch durch das 
Vertragswerk abge-
deckt? Welche Aus-
wirkungen haben 
sie auf das euro-
päische Regie-
rungssystem im 
Allgemeinen und 
auf das Amt des 
Kommissionsprä-
sidenten im Beson-
deren? Kann das viel-
beschworene Demokra-
tiedefizit der EU auf diese Weise 
behoben werden? Und inwiefern 
ist Junckers Kommission „die letzte 

Chance“ für Europa, das verlorene 
Vertrauen der Bürger zurückzugewin-
nen – wie er selbst deklariert?

Eine neue Zeitrechnung?

Die Neuerungen im Zuge der Europa-
wahl beschränken sich nicht nur auf 
das geänderte Zusammenspiel zwi-
schen Europäischem Rat und Parla-
ment bei der Designierung des Kom-
missionspräsidenten. Neu ist ebenfalls 
die interne Strukturierung der Kom-
mission, sprich der von Juncker ein-
geführte hierarchische Aufbau mit 
sieben thematischen Clustern, denen 
jeweils eine Vizepräsidentin bzw. ein 
Vizepräsident vorsitzt und ein (nach-
geordnetes) Team an Kommissa-
ren koordiniert. Bezweckt wird ein 
operativer Kompetenzgewinn, beim 
zugleich gewahrten Zugeständnis an 
die Mitgliedstaaten, auch weiterhin 

ein eigenes Kommissions-
mitglied nach Brüssel 

entsenden zu dürfen.

Joachim Jens 
Hesse, Professor 
an der FU Ber-
lin und Direktor 
des Internatio-

nalen Instituts für 
Staats- und Europa-

wissenschaften, ord-
nete die Neuerungen im 

Rahmen einer Gesamtschau ein 
und stellte Prognosen in Bezug auf die 
anstehende Legislaturperiode auf. Der 

hierarchische Aufbau der Kommis-
sion sei vorerst ein sinnvoller Kom-
promiss, wenn es um die Effizienzstei-
gerung der Kommission ginge. Trotz-
dem bestünde auch weiterhin das Pro-
blem einer zu hohen Anzahl an Kom-
missaren und so mancher Verlegen-
heitsbesetzung. Insgesamt sei die neue 
Kommission noch in Statu nascendi 
und müsse sich über die Zeit formen.

Bis jetzt sei von Juncker kein mate-
rieller Kurswechsel angezeigt. Gleich-
wohl sei eine Veränderung in An- 
spruch und Verhalten der Kommis-
sion erkennbar. Zu honorieren sei das 
Bestreben, nicht „mehr“, sondern ein 
„besseres“ Europa zu verfolgen. Die 
Kommission müsse prinzipiell ent-
scheiden, ob sie sich in den Dienst 
ihrer Selbst oder den Dienst der Staa-

ten Europas stellen wolle. Dazu gehöre 
auch, dass man das Projekt Europa 
weniger als normatives Ziel, denn viel-
mehr als eine funktionale, zweckge-
bundene Antwort auf konkrete Her-
ausforderungen verstünde.

Demokratiedefizite

Wie ist es aber um den demokra-
tischen Gehalt der EU beschaffen? 
Der Passauer Soziologe Maurizio 

Neue Kommission mit alten Herausforderungen
Juncker macht das Regieren in Europa politischer  
und das Parlament gewinnt an Selbstbewusstsein

Maurizio Bach: „Die EU nicht als Herr-
schaftssystem verstehen“

„Die EU ist mitten  
in einem Transforma- 

tionsprozess der  
Demokratie.“

Maurizio Bach
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Bach betonte, dass Herrschaftssys-
teme grundsätzlich einer Legitimation 
bedürften. Man müsse sich aber davon 
verabschieden, die EU als Herrschafts-
system zu verstehen und sie mit den 
aus Nationalstaaten entlehnten Krite-
rien zu bemessen.

Selbstverständlich könne sie einem 
Vergleich mit demokratischer Willens- 
bildung auf nationaler Ebene nicht 
standhalten, doch besitze sie eben eine 
völlig andere Struktur: Sie sei eine pak-
tierte Kooperation ohne Hegemonial-
macht und noch dazu inmitten eines 
Transformationsprozesses der Demo-
kratie. Der richtige Weg sei vermut-
lich eine Eigenbeschränkung der Inte-
gration und die Aufrechterhaltung der 
lebendigen demokratischen Kultur in 
den Nationalstaaten.

Keine Blaupause

Für Cathleen Kantner, Professorin 
an der Universität Stuttgart, steht im  
Vordergrund: Solange es keinen euro-
päischen Demos – also eine europäi-
sche Bürgerschaft – gibt, könne es auch 
keine europäische Demokratie geben. 
Betrachte man die Masse an Richt- 
linien und Verordnungen, die in der  
EU verabschiedet werden, könne sie 

nur eine Verfassung legitimieren. Da- 
für sei eine europäische Öffentlichkeit 
vonnöten, die aus einer europäischen 
Identität erwachsen müsse – relevante 
Schritte auf diesem Weg seien die Ent-

stehung einer europäischen Zivil- 
gesellschaft sowie eines grenzüber- 
schreitenden Komunikationsraumes. 
Erste Ansätze seien bereits beobacht-
bar: Es gibt zunehmend eine trans-
nationale politische Kommunikation  

und eine Identität als Problemlö-
sungs- und Wertegemeinschaft, aller-
dings bei Weitem (noch) nicht in 
einer Intensität, wie sie eine europäi-
sche Demokratie beanspruchte. Das 
Ziel bleibt: Die EU müsse demokra- 
tisiert werden, um nicht weiter politi-
sche Integrität und Vertrauen bei den 
Bürgern zu verlieren. Eine Blaupause 
für den richtigen Weg gibt es aber 
nicht.

Rudolf Streinz, Lehrstuhlinhaber für 
Öffentliches Recht und Europarecht an 
der Universität München, betonte: Die 
EU ist kein Staat. Doch aus staatlichen 
Strukturen könne man manches her-
leiten. Die Wahl des Kommissionsprä-
sidenten durch das Parlament und die 
vertragliche Verpflichtung des Euro-
päischen Rates, sich an diese Wahl 
zu halten, sieht er als große Stärkung 
des Europäischen Parlaments – eine 
andere Entscheidung sei schwerlich zu 
rechtfertigen. Im Vergleich zum Bun-
destag sei das Europäische Parlament 
übrigens eines, in dem wirklich scharf 
debattiert und diskutiert werde. Inso-
fern komme es gar dem Idealbild von 
Parlamenten näher.

Dort ist Manfred Weber (CSU) Vorsit-
zender der Fraktion der Europäischen 
Volkspartei und damit der größten 
Abgeordnetengruppe. Für ihn bedeu-
tet der öffentlich geführte Wahlkampf 
mit Spitzenkandidaten die „Stern-

stunde des europäischen Parlamen- 
tarismus“. Das Europäische Parla- 
ment rücke dadurch mehr ins Zent-
rum der „Brüsseler Entscheidungs-
findung“ und bringe sie so näher an 
die Unionsbürger. Insofern findet er 
es auch richtig und überfällig, dass 
das auszuhandelnde Freihandelsab-
kommen mit den USA (TTIP) auch 
auf europäischem parlamentarischem 
Boden verhandelt werde. Denn unab-
hängig von der persönlichen Bewer-
tung ist alleine schon die Debatte dar-
über positiv, zumal es sich zum einen 
um ein europäisches, nicht um ein 
nationales Thema handle, und zum 
anderen die Verhandlungen nahe am 
Bürger ablaufen müssen.

Als weitere inhaltliche Herausforde-
rungen für Europa benennt Weber die 
Jugendarbeitslosigkeit und die wach-
sende Tendenz der Wähler zu Parteien 
an den Rändern des politischen Spek-
trums. Seiner Meinung nach sei dieser 
Anstieg auch populistischen Äußerun-
gen aus der politischen Mitte geschul-
det. Trotz aller Herausforderungen: 
Der Grundgedanke der Europäischen 
Union sei lobens- und erhaltenswert – 

Manfred Weber (links) und Rudolf Streinz sehen ein gestärktes Europäisches  
Parlament					                  Fotos: Haas / Kunert

Cathleen Kantner: „Ohne europä-
ischen Demos keine europäische 
Demokratie“
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und vielen der beobachtbaren Defizite 
könne man eben durch eine nachhal-
tige Parlamentarisierung begegnen. 

Joachim Menze, Leiter der Vertre-
tung der Europäischen Kommission 
in München, stellte die neue Orga-
nisationsstruktur der Kommission 
Juncker sowie deren Mitglieder vor. 
Auch wenn es zu dem Zeitpunkt noch 
kein ausgearbeitetes „Regierungspro-
gramm“ gäbe, könne aus den politi-
schen Leitlinien Junckers das Bestre-
ben einer Politisierung nach innen 
herausgelesen werden.  Die Kommis-
sion wandele sich insgesamt von einer 
neutralen bürokratischen Gesetzge-
bungsbehörde in einen politischen 
Regierungsapparat, in dem die ein-
zelnen Vizepräsidenten und Kommis-
sare mehr denn je für ihre jeweiligen 
Arbeitsbereiche politisch verantwort-
lich zeichnen werden.

Daniel Göler, Inhaber des Jean-Mon-
net-Lehrstuhls für Europäische Politik 
an der Universität Passau, illustrierte 
am Beispiel der Umgestaltung der 
Kommission, wie gut es Jean-Claude 

Juncker verstehe, auch ohne große 
Vertragsreformen eine dezidierte kon-
stitutionelle Agenda zu verfolgen. Es 
sei davon auszugehen, dass Juncker die 
Verfassungswirklichkeit der EU ganz 
bewusst weiterentwickeln werde, ohne 
dabei eine grundsätzliche Debatte 
über Verfassungsfragen loszutreten.  

Die Entwicklungen gingen hin zu 
einer dem Parlament politisch verant-
wortlichen Kommission und damit zu 
einer stärkeren Anbindung der euro-
päischen Alltagspolitik an die Uni-
onsbürgerinnen und -bürger. Dieser 
Prozess sei durchaus mit der Demo-
kratisierung der Nationalstaaten im 
19. Jahrhundert vergleichbar – als 
es ebenso um die Parlamentarisie-
rung und damit Demokratisierung 
der damaligen politischen Ordnun-
gen ging.

Beryll Kunert / Andreas Kalina

Daniel Göler: Demokratisierung durch 
Parlamentarisierung der EU

Die neue EU-Kommission unter Präsident Jean-Claude Juncker
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Die Regionalparteien in Europa bilden eine sehr hetero-
gene Parteienfamilie. Sie haben unterschiedliche Wur-
zeln, Ziele und Möglichkeiten, die Politik des jeweili-

gen Landes mitzugestalten. Nicht zuletzt verfügen sie auch über 
einen sehr unterschiedlichen Rückhalt in der Wählerschaft. 
Diese Vielfalt vergleichend zu analysieren, war das Anliegen 
einer Tagung*, die renommierte Parteienforscher in Tutzing 
zusammenführte.

In den letzten Jahrzehnten gab es 
einen regelrechten Boom von Regi-
onalparteien. Verantwortlich hier-
für war, so Nathalie Behnke von der 
Universität Konstanz, unter anderem 
die Zunahme multinationaler Staa-
ten und die gestiegene Akzeptanz für 
die Rechte von Minderheiten. Inner-
halb der EU kommt deren überwie-
gend regionenfreundliche Agenda 
hinzu, die den entsprechenden Par-
teien ebenfalls Auftrieb verliehen hat.
Stellt man die nationalen Parteien-
systeme in Europa hinsichtlich der 
jeweiligen Bedeutung von Regional-
parteien auf einem Kontinuum dar, 
sind etwa die nordeuropäischen Staa-
ten (Sven Jochem, Universität Kon-
stanz), Frankreich (Stefan Seiden-
dorf, Deutsch-Französisches Insti-
tut Ludwigsburg) und Polen (And-
zelika Mirska, Universität Warschau) 
an dessen einem Ende anzusiedeln. 
Sieht man von Ausnahmen wie Åland, 
Grönland und den Färöern, von Kor-
sika, der Bretagne und jetzt auch dem 
Elsass oder von Oberschlesien ab, spie-
len Regionalparteien in diesen Staa-
ten keine Rolle. Es fehlt an zugrunde-
liegenden Konfliktstrukturen und das 
historisch gewachsene Bewusstsein 
für die Einheit der Nation lässt keinen 
relevanten politischen Regionalismus 
aufkommen.

Der deutsche Bundesstaat (Roland 
Sturm, Universität Erlangen-Nürn-
berg) verfügt demgegenüber über 

eine starke subnationale Ebene, wobei 
die Länder eine mitunter ausgeprägte 
eigene Identität aufweisen. Gleichwohl 
sind Regionalparteien – sicherlich 
auch dank der unitarischen Verfasst-

heit des deutschen Föderalismus –  
eher die Ausnahme geblieben. Abge-
sehen von der CSU, die als „unechte 
Regionalpartei“ erheblichen politi-
schen Einfluss auch auf gesamtstaat-
licher Ebene ausübt, kann lediglich 
noch der Südschleswigsche Wähler-
verband als wirkmächtiger Akteur 
gezählt werden. In Rumänien und der 
Slowakei (Martin Brusis, Universität 

München) existieren hingegen meh-
rere ungarische Minderheitenpar-
teien, die in Rumänien seit 1997 fast 
ununterbrochen und in der Slowakei 
immerhin zwischen 1998 und 2005 
der Regierung angehört haben. Die 
meisten dieser Parteien treten als dezi-
diert ethno-regionale Gruppierungen 
auf, während sich 2009 eine weitere 
Partei gründete, die sich der intereth-
nischen Verständigung verpflichtet 
fühlt und landesweit mit Kandidaten 
antritt. Auch im Vereinigten König-
reich (Nathalie Behnke) konnten die 
schottischen, nordirischen und walisi-
schen Regionalparteien, die überwie-
gend bereits im ersten Drittel des letz-

ten Jahrhunderts gegründet wurden, 
großen politischen Einfluss erlangen 
und sich neben den nationalen Par-
teien behaupten.

Einflussreich im Süden

Beim Blick nach Italien (Greta Klotz, 
Europäische Akademie Bozen) über-
rascht die große Anzahl von mehr als 

Boomende Vielfalt
Regionalparteien in Europa sind je nach Land  
von sehr unterschiedlicher Bedeutung

Zeichnung: Kostas Koufogiorgos

*In Kooperation mit dem Europäischen Zentrum für Föderalismus-Forschung Tübingen (EZFF) und der Hanns- 
Seidel-Stiftung
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40 Regionalparteien. Unter ihnen fin-
den sich historische ethno-regionale 
Parteien wie die Südtiroler Volkspartei 
(SVP), die sich als Sammelbecken für 
die deutsch- und ladinischsprachige 
Bevölkerung versteht und die Autono-
mie Südtirols verfolgt, wo sie seit 1948 
ununterbrochen den Regierungschef 
stellt. Davon können die eher auf öko-
nomischer Abgrenzung beruhenden 
Parteien wie die Lega Nord unter-
schieden werden, eine rechtsnationa-
listische, auf verschiedenen Ebenen 
einflussreiche Partei, die für die Unab-
hängigkeit Padaniens (Nord- und 

Mittelitalien) eintritt. Ebenfalls ein-
flussreich sind die zahlreichen Regi-
onalparteien Spaniens (Klaus Jür-
gen Nagel, Universität Pompeu Fabra 
Barcelona). Sie stellen in Katalonien 
gegenwärtig 71 Prozent der dortigen 
Parlamentsabgeordneten und sind 
auch in Navarra und im Baskenland 
ähnlich stark vertreten.

Tiefe Fragmentierung

Charakteristisch für die spanischen 
Parteien – und verwirrend zugleich –  
ist ihre Vielfalt an Bezugspunkten: 
Während sich viele Regionalpar-
teien als Vertreter einer staatenlosen 
Nation wie den Basken und Katala-
nen betrachten, zielen andere nur auf 
bestimmte Teilgebiete einer solchen 
Nation und wieder andere auf Regi-
onen innerhalb Spaniens, die keinen 
Bezug zu einer ethnisch-kulturellen 
Gruppe aufweisen.

Das andere Ende des fiktiven Konti-
nuums von Parteiensystemen bilden 
Bosnien-Herzegowina (Thomas Brey, 
Deutsche Presseagentur, Belgrad) und 
Belgien (Frank Delmartino, Katho-
lieke Universiteit Leuven). In beiden 
Ländern gibt es de facto nur Regional-
parteien, die die tiefe ethnische Frag-
mentierung der jeweiligen Gesell-
schaft widerspiegeln. Die politische 
Entscheidungsfindung wird durch 
diese Strukturen erheblich erschwert, 
wobei auch ein Zerfall beider Länder 
phasenweise ein realistisches Szenario 
darstellt.

Angesichts dieser Vielfalt ver-
wundert es nicht, dass sich auch 
der Zusammenschluss zahlrei-
cher Regionalparteien auf europä-
ischer Ebene, die European Free 
Alliance (Rudolf Hrbek, EZFF) 
als sehr heterogenes Gebilde 
erweist. Gegründet 1981, ver-
tritt sie momentan 40 Mitglieds- 
parteien und stellt sieben Abge-
ordnete im Europäischen Parla-
ment, wo sie jedoch auf die Grü-
nen für den Erhalt des Fraktions-
status angewiesen ist. Neben ihrer 
internen Heterogenität resultiert 
eine Schwäche der EFA auch dar-
aus, dass ihr mehrere auf natio-
naler Ebene einflussreiche Regi-
onalparteien wie die SVP nicht 
angehören. Auch in den Gremien des 
Europarats (Andreas Kiefer, Europa-
rat) sind mehrere Regionalparteien 
vertreten, deren Wirken jedoch öffent-
lich kaum wahrgenommen wird.

Höhepunkt der Tagung war das Aka-
demiegespräch am See zur regiona-
len Interessensvertretung in einem 
Europa zunehmender nationalstaat-
licher Egoismen mit dem Südtiro-
ler Landeshauptmann Arno Kompat-
scher von der SVP. 

Er konnte sehr eindringlich vermit-
teln, wie der umfassende Erfolg seiner 
Partei beim Einsatz für die Autonomie 
Südtirols es zugleich immer schwe-
rer macht, auch künftig Wähler an die 
SVP zu binden, wo deren Ziele doch 
erreicht scheinen. Als unrealistisch 
bewertete Kompatscher sowohl Pläne, 
die SVP auch für andere Bevölke-
rungsgruppen zu öffnen, als auch die 
Ausrichtung auf eine Dynamisierung 
der Autonomie – worin sollte diese 
bestehen, wenn schon heute bereits 
nahezu alle Finanzmittel und Zustän-
digkeiten bei Südtirol verbleiben? Er 
skizzierte stattdessen die Vision einer 
transnationalen Dynamisierung der 
Autonomie im Verbund mit Tirol und 
Trentino, bei der die Erfolge Südtirols 
als Modell dienen könnten. Ob es der 
SVP damit jedoch tatsächlich gelin-
gen kann, Wähler für sich zu gewin-
nen, davon ist auch Kompatscher 
noch nicht restlos überzeugt, so dass 

er abschließend fragte: „Wie soll man 
jemandem an der Wahlurne erklä-
ren, dass es sich lohnt, für europäische 
Laborprojekte das Kreuz zu machen?“ 

Jörg Siegmund

Arno Kompatscher: „Autonomes Südtirol 
als Modell“ 		         Fotos: Haas

Frank Delmartino: „Belgiens Regional-
parteien erschweren Entscheidungen“

Greta Klotz: „Mehr als 40 Regionalpar-
teien in Italien“
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1965 war die Queen zu Gast in München – und hörte zum 
Verdruss des deutschen Bundespräsidenten Heinrich Lübke 
mehrmals die Bayernhymne. Das bayerische „mia san mia“ 

bei gleichzeitiger internationaler Vernetzung ist spätestens 
seit Franz Josef Strauß ein Markenzeichen bayerischer Politik. 
Sie bedeutet aber auch eine Gratwanderung, da sich der Frei-
staat in Konkurrenz zum außenpolitischen Alleinvertretungs-
anspruch des Bundes begibt. Bei unserer Tagung haben promi-
nente Gastredner die bayerische „Außen-Politik“ historisch ein-
geordnet sowie aktuelle Einflussbereiche und Herausforderun-
gen benannt und debattiert.

Ferdinand Kramer vom Institut für 
Bayerische Geschichte der Universi-
tät München gab zunächst einen zeit-
geschichtlichen Überblick. Er führte 
aus, dass der Freistaat Bayern anknüp-
fend an die lange Geschichte seiner 
staatlichen Selbständigkeit früher und 
intensiver als andere Länder begonnen 
hat, die eigenen Interessen im Ausland 
engagiert und selbstbewusst zu vertre-
ten – bereits lange vor den berüchtig-
ten internationalen Bestrebungen von 
Franz Josef Strauß. Diese frühzeitige 
Europapolitik erfolgte oft auch gegen 
den Widerstand des Bundes.

Offener Bundesstaat

Verfassungsrechtliche Aspekte der 
Außenpolitik des Freistaats erklärte 
der Völker- und Europarechtler Bar- 
do Fassbender von der Universität 
St. Gallen: Soweit die Länder für die 
Gesetzgebung zuständig sind, kön-
nen sie mit Zustimmung der Bun- 
desregierung mit auswärtigen Staa- 
ten Verträge abschließen (Art. 32 Abs. 
3 GG). Die Bundesrepublik ist also  
ein offener Bundesstaat, jedoch nut- 
zen die Länder diese Option relativ 
wenig; sie veröffentlichen stattdes- 
sen gemeinsame Erklärungen mit an- 
deren Staaten, die nicht rechtlich bin-
dend sind. So vermeiden sie eine recht-
liche Kollision mit dem außenpoli- 
tischen Alleinvertretungsanspruch des 
Bundes.

Josef Braml von der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik erläu-
terte, dass Außenpolitik schon lange 
nicht mehr alleinige Domäne staatli-
cher bundesdeutscher wie bayerischer 
Institutionen ist, sondern in einem 
vielschichtigen Austausch zwischen 
Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft stattfindet: Man müsse eher in 
Netzwerken, denn in (national-)staat-
lichen Kategorien denken.

Bayerisches 
Selbstverständnis

Für den ehemali-
gen Ministerprä-
sidenten Edmund 
Stoiber ist klar: 
Das kollektive Ge- 
dächtnis und der 
Wille des Volkes 
führt zum baye- 
rischen Selbstver-
ständnis als Glo-
bal Player. Man 
fühle sich eben 
zuerst als Bayerin, 
dann als Deutsche 
oder Europäerin. 
„Die Menschen 
wollen, dass Bay-
ern in Deutsch-
land, Europa und 
darüber hinaus 
eine große Rolle 

spielt. Das muss repräsentiert werden“, 
meinte Stoiber, der sich vor etwa 160 
Zuhörern im Auditorium der Akade-
mie ganz in der Tradition seines Men-
tors Franz Josef Strauß verortete: Bay-
erische Außen(wirtschafts)politik als 
notwendiges Mittel, um in der Glo-
balisierung zu bestehen. Wie könne 
aber Bayern als Global Player beste-
hen? Der frühere Ministerpräsident 
gab drei Empfehlungen:

•	 „Ruhe statt Aufbruch darf nicht 
das Motiv der Politik sein“, erläu-
terte Stoiber und warnte ein-
dringlich davor, die bayerische 
Vorreiterrolle, auch und insbe-
sondere als führender Industrie- 
und Hochtechnologiestandort, 
durch das Aufschieben notwen-
diger Infrastrukturmaßnahmen 
zu gefährden – selbst in Zeiten 
erhöhten Partizipationsdrucks 
aus der Bevölkerung und in Zei-
ten erhöhten Erklärungszwangs 
von Politik und Wirtschaft.

•	 „Im Spiel bleiben“ – und daher im 
Bereich der digitalen Infrastruk-
tur nachrüsten.

Bayerische Außen-Politik – geht das überhaupt?
Wie der Freistaat seine Interessen weltweit vertritt

Edmund Stoiber sieht Bayern als Global Player
Fotos: Haas
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•	 „Bündnispartner suchen“ und die 
bayerische Politik fest im interna-
tionalen System verankern. Oder 
wie es schon Franz Josef Strauß 
ausgedrückt hatte: „Bayern als 
Heimat, Deutschland als Vater-
land, Europa als (Gegenwart und) 
Zukunft.“

Außen-Politik als 
Beziehungspflege

Der Terminkalender der Bayerischen 
Staatsministerin für Europaangele-
genheiten und regionale Beziehun-
gen, Beate Merk, zeigt, dass bayerische 
Außen-Politik vor allem als Bezie-
hungspflege zu verstehen ist: Tsche-
chien (wo Anfang Dezember 2014 
die Bayerische Repräsentanz eröff-
net wurde), die syrische Grenzregion, 
China, Türkei, Ukraine, Brüssel –  
unzählige Gespräche mit unzähli-
gen Partnern zu unzähligen Themen. 
Warum aber traut sich das verhältnis-
mäßig kleine Bayern die Rolle eines 
eigenständigen Players zu? „Weil Bay-
ern“, so erklärt es die Europaministe-
rin, „ein besonderes, ein wirtschaft-
lich potentes, bestens vernetztes Land 

ist, das seine Meinung äußert und 
weiß, dass es die großen Fragen nur 
in Zusammenarbeit mit seinen Part-
nern beantworten kann.“ Bayern kann 
also nur als Teil eines starken Europas 
funktionieren und dabei seine Interes-
sen bei den folgenden zentralen The-
men durchsetzen: Reformpolitik im 

Euro-Raum, Freihandelsabkommen 
mit den USA und gesamteuropäische 
Flüchtlingspolitik.

Einfluss auf Straßburg 
und Brüssel

Beim Gespräch „Bayern und das 
Europa der Regionen“ zeigte Mar-
tin Grosse Hüttmann von der Uni-
versität Tübingen auf, dass Bay-
ern – frei nach dem Motto „Vor-
sprung durch Technik“ – schon 
früh europapolitische Ansprü-
che gestellt und die Möglich-
keiten des deutschen und euro-
päischen Föderalismus dafür 
genutzt habe. Ursula Männle, 
ehemalige Staatsministerin für 
Bundesangelegenheiten und 
Vorsitzende der Hanns-Sei-
del-Stiftung, hat beispielsweise 
über Jahrzehnte daran mitge-
wirkt, die bayerische Legisla-
tive und damit auch die Oppo-
sition an der Europapolitik des 
Freistaats zu beteiligen. „Euro-
papolitik ist eine parlamentari-
sche und keine parteipolitische 
Angelegenheit“, bestätigte Linus 

Förster, der für die SPD im 
Europa-Ausschuss des Landtags 
sitzt. Da aber im Zuge der Euro-
Krise wieder verstärkt die nati-
onalen Regierungen Entschei-
dungen treffen – und gleichzeitig 
weitere selbstbewusste Regionen 
wie Katalonien oder Schottland 
auf den Plan treten – wachsen 
die Herausforderungen hinsicht-
lich einer erfolgreichen Einfluss-
nahme auf die Brüsseler Politik. 
Als Oppositionspartei könne die 
SPD der Staatsregierung Hand-
lungsempfehlungen geben, über 
die Große Koalition im Bund Ein-
fluss nehmen oder durch eine 
Änderung der Geschäftsordnung 
des Landtags dessen Ausschüsse 

dazu anhalten, sich verstärkt mit euro-
päischen Fragen zu beschäftigen. Man 
spiele in Europa durchaus auch über 
Bande.

Da Außenpolitik für den Freistaat 
zu großen Teilen Außenwirtschafts-
politik ist, rückt die aktuelle Krise um 

Russland und die Ukraine gerade für 
Bayern in den Fokus. Über die Folgen 
der neuen Ost-West-Bipolarität für 
bayerische Unternehmen in Russland 
und russische Unternehmen in Bayern 
sprachen der russische Generalkonsul 
in München, Sergey Ganzha, der Son-
derbeauftragte der Messe München für 
Russland, Bernd-Joachim Pantze, und 
der Abteilungsleiter für Internationa-
lisierung im Bayerischen Wirtschafts-

ministerium, Johann Schachtner. Bei 
aller unterschiedlichen Bewertung 
der Ukrainekrise waren sie sich letzt-
lich einig – zumal man vor demselben 
Dilemma stehe: Trotz der offiziellen 
Sanktionspolitik müsse die enge wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Bayern und Russland erhalten bleiben. 

Herausforderung Ukraine

Für die bayerische Seite heißt die Ein-
flussmöglichkeit „Wandel durch Han-
del“. Für den russischen General-
konsul Ganzha ist es entscheidend, 
„außenpolitisch verlässliche Part-
ner und ein friedliches Zusammen-
sein, sowie innenpolitisch Stabilität 
im wirtschaftlichen, infrastrukturel-
len und politischen Transformations-
prozess der Russischen Föderation“ zu 
haben. Durch Fortwähren der guten 
wirtschaftlichen Austauschbeziehun-
gen ließen sich mittelfristig die gegen-
wärtigen Friktionen überwinden, so 
die Zuversicht der Beteiligten.

Sergey Ganzha: Trotz Sanktionspolitik die 
enge wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Bayern und Russland erhalten

Beate Merk: „Bayern funktioniert nur in 
einem starken Europa“
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Das abschließende Panel fokussierte 
Verkehrspolitik und insbesondere 
Verkehrsinfrastrukturpolitik, zumal 
beide besonders relevante Bereiche 
der Europa- und damit der Außenpo-
litik darstellen – nicht nur, weil sie ent-
scheidender Faktor für Mobilität sind: 
In normativer Hinsicht ist gerade der 
freie Personen- und Dienstleistungs-
verkehr das Kennzeichen der Euro-
päischen Integration schlechthin und 
Verkehrspolitik dient damit als zen- 
trales Instrument zum Ausbau des 
Binnenmarktes. 

Überregionale 
Verkehrspolitik

Funktionell ist eine leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur Grundvoraus-
setzung für die Effizienz von Wirt-
schaftssystemen und von Regio-
nen, gerade im Zeitalter der Entgren-
zung und des demografischen Wan-
dels. Schon die geopolitische Lage Ba- 
yerns an der Schnittstelle der europä-
ischen Nord-Süd- und der Ost-West-

Achsen unterstreiche die gesamteuro-
päische Dimension von Verkehrsfra-
gen. Auch für die Performanz der 
eigenen Wirtschaft seien gute Ver-
kehrsnetze zu den süd- und osteu-
ropäischen Nachbarn ebenso wich-
tig wie die Anbindung an die bayeri-
schen Zentren. Und nicht zuletzt pro- 

fitierten gerade strukturschwache Re- 
gionen, zumal vor allem Grenzre- 
gionen, vom Ausbau der grenzüber- 
schreitenden Verkehrsinfrastruktur.

Besonders zwei Projekte standen 
im Vordergrund der Diskussion mit 
Ulrich Lange, dem verkehrspoliti- 
schen Sprecher der CDU/CSU-Bun-

destagsfraktion, dem SPD-Bundestags- 
abgeordneten Ewald Schurer, Konrad 
Bergmeister (Vorstandsvorsitzender 
der Errichtergesellschaft des Brenner- 
Basistunnels) und Alexander Kreipl 
vom ADAC Südbayern: zum einen die 
geplante Einführung der PKW-Maut 
in Deutschland und ihre möglichen 

grenzüberschreitenden Auswirkun-
gen; zum anderen der Bau des Bren-
ner-Basistunnels sowie der notwendi-
gen Zuleitungen in Bayern. Hinsicht-
lich der Maut wurden verschiedene 
Modelle diskutiert und kritisiert. Vor-
herrschender Streitpunkt war dabei 
die grundsätzliche Frage nach der Art 
der Finanzierung von Straßennet-
zen sowie die Frage nach dem wirk-
lichen Profit einer PKW-Maut. Trotz 
unterschiedlicher Ansichten kam man  
überein, dass die Lösung für die Zu- 
kunft in einem europaweiten Maut-
system liegen müsse, welches die (Re-)
Finanzierung von Infrastrukturmaß-
nahmen erlaube, ohne zugleich den 
Vorwurf der Kleinstaaterei aufkom-
men zu lassen. Ebenso bestand Einig-
keit darüber, dass Deutschland (und 
vor allem Bayern) bei dem Projekt des 
Brenner-Basistunnels und der Reali-
sierung der Zubringer großen Nach-
holbedarf habe. Man habe bislang, 
im Gegensatz zu den anderen betei-
ligten Staaten Österreich und Italien, 
den Wert und das Gewicht des Pro-
jekts unterschätzt. Abschließend stell-
ten die Beteiligten auf die gesellschaft-
lichen Effekte der Verkehrspolitik ab, 
denn sie wirke unmittelbar auf den 
sozialen Zusammenhalt in Europa 
hin, weil sie Interaktionen und Aus-
tausch ermögliche: sowohl im Rah-
men des sogenannten kleinen Grenz-
verkehrs wie auch in der gesamteuro-
päischen Dimension.

Sebastian Haas / Beryll Kunert / 
Andreas Kalina

Der Bau des Brenner-Basistunnels ist in Italien und Österreich weiter vorange-
schritten als in Bayern					               Foto: BBT SE

Verkehrspolitik im Fokus: Alexander Kreipl, Konrad Bergmeister, Ulrich Lange und 
Ewald Schurer (v.l.)
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Anfang Juni dieses Jahres blickt die Weltöffentlichkeit 
auf Bayern. Die Staats- und Regierungschef der sieben 
führenden Industrienationen treffen sich auf Schloss 

Elmau zwischen Garmisch-Partenkirchen und Mittenwald. Eine 
Tagung mit der Deutschen Polizeigewerkschaft widmete sich 
nicht nur Sicherheitsaspekten.

„Der Gipfel ist eine Chance für Bay-
ern“, sagte der bayerische Staatskanz-
leichef Marcel Huber. Dem G7-Gip-
fel gelte die öffentliche Wahrneh-
mung der ganzen Welt. Der Ein- 
druck, der davon bleibe, halte sich 
über Jahre. Auch die Belange der Um- 
welt, wie etwa der Landschaftsschutz, 
seien Teil der Visitenkarte bei der Aus-
richtung des Gipfels. Die Menschen 

gingen immer davon aus, dass es in 
Bayern sicher ist. Dies sei allerdings 
nicht selbstverständlich und funktio-
niere insbesondere dank der Polizei. 
Huber erhofft sich von dem G7-Tref-
fen einen Beitrag zur Weltinnenpoli-
tik und ein Voranbringen des Völker-
rechts.

„Wir werden keinen Zaun haben“, 
sagte der Leitende Polizeidirek-
tor Peter Kuhn vom Polizeipräsidi- 
um Oberbayern Süd in Anspielung 

auf die Situation beim G8-Gipfel 
2007 (damals noch mit Russland) in  
Heiligendamm. Kuhn sprach über 
spezifische polizeiliche Herausfor- 
derungen, die der Gipfel mit sich 
bringe. Bei der Planung seien zu 
berücksichtigen die Erstellung von 
Verkehrskonzepten, die Unterbrin-
gung und Verpflegung der Polizei- 
beamten und die Kommunikations-
wege. Zur Ausgangslage gehöre auch, 
dass 5000 Journalisten erwartet wer-
den und mit Demonstrationen zu 
rechnen ist.

Nach Elmar Rieger, Professor für 
Soziologie an der Universität Bam-
berg, handelt es sich bei dem Gip- 
fel eher um ein informelles Treffen, 
dessen Ergebnisse jedoch Gewicht 
bei der Gestaltung des globalen Wirt-
schaftssystems hätten. Daran mache 
sich auch die Kritik der Globalisie-
rungsgegner fest. Diese Gruppe sei 
extrem vielfältig. Hinsichtlich des Aus-
maßes der Demonstrationen hänge 
viel davon ob, ob die Gipfel-Agenda 
sensibel formuliert sei, so Rieger.

Mediengipfel

Andreas Bönte, Programmbereichs-
leiter beim Bayerischen Rundfunk, 
gab Einblicke in die mediale Aufar- 
beitung von Großereignissen wie 
dem G7-Gipfel. Für das Publikum 
seien Veranstaltungen wie Olympi-
sche Spiele, Papstbesuch, Landtags-
wahlen, die Wiesn oder die Münch-
ner Sicherheitskonferenz besonders 
interessant und damit für die Medien 
sehr wichtig. Bei den Vorbereitun-

gen zum G7-Gipfel spiegeln sich die  
Veränderungen in der Medienwelt. 
Heute gehörten zu den Berichter-
stattern auch Blogger. Es gäbe „kei- 
nen medienfreien Raum mehr“. Der 

Bayerische Rundfunk setze verstärkt 
auf die trimediale Berichterstattung 
mit Fernsehen, Hörfunk und Internet, 
so Bönte.

Der hohe Sicherheitsbedarf auf 
Schloss Elmau wirft auch wieder Fra-
gen des Bundeswehreinsatzes im 
Innern auf. Die Juristin Laura Münk-
ler von der Münchner Ludwig-Maxi-
milians-Universität befasste sich mit 
Zulässigkeit und Grenzen der Inan-
spruchnahme der Bundeswehr. Die 
Verfassung sieht im Grundsatz vor, 
dass die Bundeswehr nur „zur Vertei-
digung“ eingesetzt wird. So solle sie 
kein politischer Machtfaktor werden 
und eine Militarisierung der Polizei 
verhindert werden. Ausnahmen gäbe 
es bei Naturkatastrophen und beson-
ders schweren Unglücksfällen. Mit 
Blick auf die Situation in Elmau könne 
man grünes Licht geben, wenn es um 
Pionierarbeit, Geräte und Sanitäts-
hilfe durch die Streitkräfte gehe. Darü-
ber hinausgehende Maßnahmen seien 
jedoch sorgfältig zu prüfen.

Weltpolitik zu Gast in Bayern
Probleme rund um den G7-Gipfel auf Schloss Elmau

Andreas Bönte: „Es gibt keinen medi-
enfreien Raum mehr“

Staatsminister Marcel Huber: „Gipfel 
ist eine Chance für Bayern“
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„G7 gegen den Rest der Welt“ lautete 
der Titel einer Podiumsdiskussion mit 
der Fraktionschefin der Grünen im  
Bayerischen Landtag Margarete Bause, 
dem Leiter des Ressorts Außenpoli- 
tik der Süddeutschen Zeitung Ste-
fan Kornelius sowie Benedikt Franke, 
Chief Operating Officer der Stif-
tung Münchner Sicherheitskonferenz. 

Bause bezeichnete die G7/G8-Gipfel 
als Anachronismus und „Verein der 
Weltelite von gestern“.

„Gipfel-Anachronismus“

Es sei „unhaltbar, dass Länder wie 
China und Indien auf Klappstüh-
len daneben sitzen“. Weltpolitisch 

seien die G20 entscheidend, 
wobei langfristig die Verein-
ten Nationen entsprechen- 
de Koordinierungen vor-
nehmen sollten.

Franke sieht dagegen Vor-
teile im G7/G8-Modell. So 
sei hinsichtlich der Durch-
setzung von Versprechen 
kein anderes Forum so 
erfolgreich. Es habe sich 
zudem gezeigt, dass gerade 
Afrika von den Gipfelbe-
schlüssen profitiert.

Kornelius sieht eine mas-
sive Verschiebung der Ge- 
wichte in einer multipolaren 

Welt. In dem G7-Gipfel läge ein Rie-
senaufwand, und man solle dafür wer-
ben, dass das Zusammentreffen inhalt-
lich Nutzen und Wert hat. Die Erwar-
tungen an die Politik dürften jedoch 
nicht zu hoch sein; etwa, dass ein G7 
alle Probleme lösen könne.

Gero Kellermann

Podiumsdiskussion mit Benedikt Franke, Margarete Bause, Gero Kellermann und Stefan 
Kornelius (v.l.)							               Fotos: Kunert

Zeichnung: Liebermann
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Bayern ist auf Wachstumskurs. Doch dies gilt nicht für alle 
Regionen des Freistaats. Kann man durch Landesent-
wicklung gewünschte Tendenzen verstärken und nega-

tive verhindern? Das Kommunalpolitische Forum der Akade-
mie und des Bayerischen Städtetags im Nürnberger Rathaus 
machte die Brisanz des Themas deutlich.

Der bayerische Finanz- und Heimat-
minister Markus Söder sieht die Lan-
desentwicklung als eine „ganz große 
landespolitische Aufgabe“. Die Wachs-
tumsdynamik in Bayern verteile sich 
auf bestimmte Bereiche. Jedoch seien 
die Entwicklungen unterschiedlich. So 
gäbe es einen Zuzug in die Großstädte, 
in den kleineren Orten konnte bisher 
nur der Wegzug gestoppt werden. Ent-
scheidende Herausforderungen lägen 
darin, ländliche Räume mit Geld zu 
unterstützen und digital zu erschlie-
ßen.  Außerdem sprach sich Söder für 
eine Dezentralisierung von Bildungs-
einrichtungen aus. Es gäbe einen enor-
men Effekt, wenn an strukturschwa-
chen Orten Wissenschaftseinrichtun-
gen entstehen, die ins Umfeld aus-
strahlen könnten.

Zum Landesentwicklungsprogramm 
gäbe es viele Verbandsvorschläge, es 
sei aber schwierig, einen Kompromiss 
zu finden. Ein Streitthema sei zum 

Beispiel das Anbindegebot, wonach 
neue Bauflächen nur in Anbindung an 
bestehende Siedlungen entstehen sol-
len. Söder sprach sich für ein bestimm-
tes Maß an individuellen Gestaltungs-
möglichkeiten aus, etwa wenn es um 
Tourismus gehe.

Planung nicht gleich 
Bürokratie

Der Nürnberger Oberbürgermeis-
ter Ulrich Maly, der auch Vorsitzen-
der des Bayerischen Städtetags und 
Präsident des Deutschen Städte-
tags ist, sieht bei den Deutschen ein  
„dissonantes Verhältnis zur Planung“. 
Planung bedeute aber nicht Bürokra-
tie oder Dirigismus. Die Landesent-

wicklung könne bestimmte Leitplan-
ken einziehen, um eine Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse zu ermög-
lichen. Natürlich seien nicht alle Pro-

zesse steuerbar, aber es gäbe Berei-
che, in denen es durchaus möglich sei. 
Maly sieht eine Tendenz zur Verbrei-
tung von „Aldi-Lidl-Takko-kik-Kom-
binationen“. „Dann macht irgend-
wann der Dorfmetzger zu“, sagte der 
Nürnberger OB. Maly plädierte für 
eine Stärkung der zentralen Orte. Dies 
dürfe jedoch kein schlichtes Etikett 
sein, sondern müsse sich an der Funk-
tionalität festmachen. Ausnahmen 
vom Anbindegebot steht Maly auch 
beim Tourismus skeptisch gegenüber. 
Hier dürfe man „keine Verheißungen 
in der Raum stellen“.

Wie Urbanität entsteht

Josef Deimer, ehemaliger Oberbür-
germeister von Landshut und Ehren-
vorsitzender des Bayerischen Städ-
tetags, sieht eine gemeinsame Ver- 
antwortung darin, in den Städten für 
eine gute Zukunft des Landes „Heimat 
zu bauen“.

Viele Ansprüche seien zu beach-
ten: Entfaltungsmöglichkeiten für 
die Bürgerinnen und Bürger hin-
sichtlich Wohnen, Freizeit und Kul- 
tur, die Wirtschaft melde Raumbe-
darf an, die Landwirtschaft benö-
tige ihre Flächen. Deimer sieht in 
einer gesunden Durchmischung 
und Ordnung der Ansprüche das 
über Deutschland hinaus geschätzte 
„Weichbild der bayerischen Kul-
turlandschaft“. Durch die Dichte 
und Vielfalt in der wechselseitigen 
Durchdringung möglichst vieler 
kultureller, ökonomischer, politi-
scher und historischer Wirkungsfel-
der könne selbst in kleineren Städten 
Urbanität entstehen.

Gabi Troeger-Weiß, Professorin für 
Regionalentwicklung und Raumord-
nung an der Technischen Universi-
tät Kaiserslautern, identifizierte ver-
schiedene aktuelle Herausforderun-
gen für ländliche Räume. Probleme 
entstünden insbesondere durch den 

Lässt sich Heimat planen?
Kommunalpolitisches Forum zur Landesentwicklung in Bayern

Markus Söder: „Dynamik in Bayern 
unterschiedlich verteilt“

Ulrich Maly: „Nicht alles ist steuerbar“
Fotos: Haas
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demografischen Wandel. Dazu gehö-
ren etwa die schulische und medizini-
sche Versorgung, der öffentliche Nah-

verkehr und die Nahversorgung mit 
Lebensmitteln. Troeger-Weiß rief zu 
„Mut zu Experimenten“ auf und stellte 
verschiedene Lösungsstrategien vor; 
etwa rollende Supermärkte, Bürger-
busse, Standortsysteme für Einrich-
tungen der kommunalen Daseinsvor-
sorge und eine stärkere interkommu-
nale und interdisziplinäre Zusammen-
arbeit.

Auch der Direktor des Regionalver-
bands Südlicher Oberrhein Dieter Kar-
lin lenkte die Aufmerksamkeit auf in- 
novative Ansätze. Er gab Einblicke in 
die europäische Förderung von Pro-
jekten der Regionalentwicklung. Für 
Bayern besonders interessant seien die 
Programme der EU zur Förderung der 
grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit (INTERREG A) und der trans-
nationalen Zusammenarbeit (INTER-
REG B). Im Rahmen des Projektes 
ACCES Alpenraum wurden zum Bei-

spiel neue Wege zur Grundversor-
gung in ländlichen Gebieten gesucht, 
etwa zur Bestellung von Lebensmit-
teln über das Internet und kosten-
günstiger Lieferung nach Hause. Ein 
weiteres Förderprojekt befasste sich 
mit der Erleichterung des Internet-
zugangs in dünnbesiedelten Bergre-
gionen. Voraussetzung für eine gelin-
gende Antragstellung sei „ein Min-
destmaß an organisatorischer Infra-
struktur“, sagte Karlin.

Gero Kellermann

Passend zum Themenschwerpunkt 
des vergangenen Jahres zeigen wir 

die aktuelle Ausstellung im Foyer vor 
dem Auditorium. Vier Künstlerin-
nen und zwei Künstler der AUKIO-
Gruppe haben sich mit dem Thema 
„Krieg und Frieden“ auseinander-
gesetzt. Aukio kommt aus dem Fin-
nischen und heißt „Lichtung“. Die 
Gruppe hat ihre Ateliers im nahe Tut-
zing gelegenen Kerschlacher Forst in 
einem ehemaligen Atombunker. Bei 
der Vernissage erläuterte Michael 
Schröder die Aktualität der Thematik. 
Neben ihm führte Corinna Spies vom 
Bayerischen Rundfunk durch den 
Abend. Sie stellte die AUKIO-Gruppe 
vor. Von ihr moderiert erläuterten die 
Künstler ihre Bilder und die Motiva-
tion zu diesen.

Bilder von Krieg und Frieden

Die beteiligten Künstlerinnen und 
Künstler sind: Monika Fehler, Micha- 
el Kühne, Irena Schikora-Kiefer, Ma- 

rie-Luise Sieber, Mario Sprinz und 
Marlies Zahn-Ebert, die die Ausstel-
lung auch kuratiert hat.   

Die Ausstellung ist noch bis zum 28. März 2015 werktags von 8 bis 17 Uhr geöffnet (an Wochenenden auf Anfrage)

Gabi Troeger-Weiß: Herausforderun-
gen durch demografischen Wandel

Strukturschwaches Niederbayern: Problem für die Landesentwicklung
Foto: Klaus Ottes/flickr

Mario Sprinz und sein „Apple for Peace“	           Foto: Kunert
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Neben vielen Annehmlichkeiten bringt die digitale Revo-
lution auch Gefahren mit sich. Dabei geht es nicht nur 
um ausufernde Überwachung, sondern um ein künstli-

ches Datennetz, das durch lern- und anpassungsfähige Algorith-
men eine Art Parallelwelt schafft, die der Mensch kaum noch 
versteht. Die Algorithmen analysieren, was uns wichtig ist. Sie 
filtern, welche Informationen uns zur Verfügung gestellt werden 
– und welche nicht. Unsere digitalen Fußspuren werden in einen 
personalisierten Kontext gebracht, um so Aussagen über künfti-
ges Verhalten zu treffen. Das gefährdet die Freiheit der Kommu-
nikation und die Freiheit selbst.

Zum 49. Akademiegespräch im Land-
tag hatten Landtagspräsidentin Bar-
bara Stamm und Akademiedirektorin 
Ursula Münch zwei engagierte Frauen 
auf das Podium im Maximilianeum 
geladen: Yvonne Hofstetter, Autorin 
und Managing Director von Teramark 
Technologies und die frühere Bun-
desjustizministerin Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger.

Yvonne Hofstetter führte ein in den 
Entwicklungsstand und das Poten-
zial von Datenfusion und künstlicher 
Intelligenz. Big Data ist für sie nichts 
anderes als das unentwegte Sammeln 
von Daten, einer Analyse der Situati- 
on und anschließender Handlungs-
empfehlungen – und zwar in einer  
Schnelligkeit, die das menschliche 
Gehirn kaum noch nachvollziehen 
kann. AWACS-Aufklärungsflugzeuge 

oder Finanzmarktanalysen funktio-
nieren so, aber das ist (scheinbar) noch 
weit von unserem Leben entfernt.

Ganz anders stellt sich die Situation 
aber dar, wenn Algorithmen zum Bei-
spiel in sozialen Netzwerken unsere 
Familienverhältnisse, unseren Wohn-
ort, unser Arbeitsverhältnis und 
unsere Rechtschreibung analysieren, 
Themendossiers erstellen und ent-
scheiden: Bekomme ich noch einen 
Kredit? Darf ich mir das Schnitzel 
bestellen – oder nur einen Salat? Nicht 
auszuschließen ist dabei, dass Algo-
rithmen auch Fehler machen oder 
manipuliert werden können. Das Bild, 
das Yvonne Hofstetter von der techno-
logisierten Gesellschaft zeichnete, war 
ein düsteres: Wir geben unsere Daten 
zum großen Teil freiwillig her, nutzen 
Google-Dienste, lassen von intelligen-

ten Heizungssensoren die Raumtem-
peratur im Schlafzimmer kontrollie-
ren, lassen uns von Drohnen Pakete 
ausliefern. Wer das alles nicht will, 
dem droht schon jetzt die Stigmati-
sierung: Hat er oder sie etwa etwas zu 
verbergen?

All das sind Formen freiwilliger oder 
unbewusster Überwachung, für die 
große Firmen wie Google und Face-
book jährlich Milliarden ausgeben, 
und gegen die der Staat kaum etwas 
tun kann oder will. Yvonne Hofstetter 
formulierte daher drei Rechte, die Poli-
tik, Gesellschaft und Wirtschaft am 
besten im Gleichschritt verwirklichen 
sollten: Erstens das auf Gegenregulie-
rung der digitalen Revolution, zwei-
tens das auf Kontrolle der eingezoge-
nen Daten, drittens das der Nicht-Teil-
nahme an der digitalen Welt.

Damit war Yvonne Hofstetter völ-
lig im Einklang mit Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger. Sie war 1996 als 
Bundesjustizministerin zurückgetre-
ten, weil sie das Mitgliedervotum der 
FDP zum Großen Lauschangriff nicht 
mittragen konnte. Seit dem Ende der 
schwarz-gelben Koalition 2013, in der 
sie wieder als Bundesjustizministerin 
wirkte, setzt sie sich unter anderem als 
Mitglied des sogenannten Lösch-Bei-
rats bei Google für das Recht auf Ver-
gessen ein. Beim Akademiegespräch 
machte sich Leutheusser-Schnarren-
berger zur Fürsprecherin für das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung 
und einer rundum erneuerten gesamt- 
europäischen Datenschutzrichtlinie.

Die anschließende Diskussion im 
Bayerischen Landtag war lang, inten-
siv und geprägt von einem gut infor-
mierten Publikum. Was sich davon 
auch bei Twitter abgespielt hat, lesen 
Sie online auf:
https://storify.com/apbtutzing/die- 
macht-der-algorithmen-selbstbestim-
mung-trotz-t.

Sebastian Haas

Die Macht der Algorithmen
Selbstbestimmung trotz(t) Digitalisierung

Starkes Frauenpodium: Landtagspräsidentin Barbara Stamm, Yvonne Hofstet-
ter, Akademiedirektorin Ursula Münch und Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
(v.l.)							                    Foto: Haas
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Die Erkenntnis ist nicht neu und bestätigt sich immer 
wieder: Seit Jahren versuchen Rechtsextremisten dort 
Fuß zu fassen, wo sie unmittelbar auf die Bürgerinnen 

und Bürger treffen – in den Kommunen, in der Politik vor Ort. 
Umso wichtiger ist die Auseinandersetzung mit dieser Ideolo-
gie und Politik auf der Ebene, auf der die Konfrontation direkt 
und unmittelbar stattfindet. In Zusammenarbeit mit der Pet-
ra-Kelly-Stiftung veranstaltete die Akademie eine Tagung, auf 
der kommunale Entscheidungsträger und engagierte Bürger 
mit Wissenschaftlern und Verantwortlichen von Initiativen Ent-
wicklungen und Gegenstrategien diskutierten.

184 Todesopfer rechtsextremer Täter 
seit 1990, mehr als zwei rechtsextre-
mistische Gewalttaten pro Tag – die 
Zahlen, die Birgit Mair vom Insti- 
tut für sozialwissenschaftliche For-
schung, Bildung und Beratung in 
Nürnberg auflistete, sind erschre-
ckend. Untersuchungen zu den ras-
sistischen Einstellungen der Bevöl-
kerung belegen zudem ein nicht zu 
unterschätzendes Potential an stillen 
Befürwortern.

Wobei, so Mair, interessant ist, dass 
jüngere Menschen für Rassismus 
weniger anfällig sind als die Genera-
tion der über 60-Jährigen. Rechtsex-
tremisten versuchen dabei oft, durch 
„normale, vordergründig harmlose 
Themen“ als Akteur die kommunale 
Politikdiskussion mitzugestalten, um 
dann im nächsten Schritt ihre Ideolo-
gie zu propagieren. Wachsam zu sein 
gilt hier als das Gebot der Stunde. Für 
Birgit Mair wie auch Britta Schellen-
berg vom Centrum für angewand- 
te Politikforschung (CAP München) 
sind es folgende Punkte, die kontinu-
ierlich umgesetzt werden müssen:

•	 Beobachten und Dokumentieren;
•	 Öffentlichkeitsarbeit leisten, de- 

battieren und demonstrieren;
•	 Ökonomischen, sozialen und 

gesetzgeberischen Druck auf-
bauen;

•	 Bildung für Demokratie und 
Menschenrechte umsetzen;

•	 Demokratische Mitbestimmung 
vor Ort aufbauen.

Dass besonders in Bayern der Schwer-
punkt in den Ausbau der staatlichen 
Ressourcen (Polizei, Verfassungs-
schutz, Staatsschutz) gelegt werde, 
sieht Schellenberg kritisch.

Das Beispiel anderer Bundesländer 
zeige, dass es die Kombination aus 
staatlicher Restriktion und zivilge-
sellschaftlicher Gegenwehr sei, die am 
meisten Erfolg verspreche. Am schlag-
kräftigsten seien dabei Bündnisse aus 
verschiedenen Initiativen, da so die 
Arbeit erheblich effizienter gestaltet 

sowie das Einflusspotential gesteigert 
werden kann. Als gelungenes Beispiel 
führte sie die „Allianz gegen Rechts-
extremismus in der Metropolregion 
Nürnberg“ an.

Reden statt Ignorieren

Auch für Miriam Heigl, Leiterin der 
Fachstelle gegen Rechtsextremismus 
der Landeshauptstadt München, ist 
Ignorieren kein guter Weg. Vielmehr 
ermögliche nur aktives Dagegenhal-
ten Aufklärung und Abschreckung: 
„Nur wenn über Rechtsextremismus 
gesprochen wird, können Demokra-
ten ihre Argumente vorbringen.“ Das 
hat sich gerade auch in München, wo 
seit 2010 eine massive islamfeindli-
che Kampagne mit über 100 öffentli-
chen Versammlungen stattfindet, wie-
derholt gezeigt. Die Kommunen ste-
hen in der Pflicht, die gegen Rechts-
extremismus engagierten Bürge-
rinnen und Bürger zu unterstützen, 
z.B. indem den Beauftragten gegen 
Rechtsextremismus in den Bezirks- 
ausschüssen Rechtsschutz gewährt 
werde. Ansonsten, so Heigl, müsse 
„zero tolerance“ vorherrschen, insbe-
sondere bei der Vergabe öffentlicher 
Räume, der falschen Plakatierung für 
rechte Demonstrationen oder bei der 
Anmietung von Gaststätten und Ver-
sammlungsräumen. Was im Flächen-
land Bayern fehlt, ist eine Mobile 
Beratung gegen Rechtsextremismus 
(MBR), wie es sie zum Beispiel in Ber-
lin gibt.

Hilfreiche Tipps

Dort arbeitet Bianca Klose. Sie hatte 
konkrete Handlungsempfehlungen 
dabei. Wie sichern sich Ladenbesit-
zer oder Gaststättenpächter davor, 
einen rechtsextremistischen Mieter 
oder Veranstalter ins Haus zu holen? 
Durch entsprechende Ausschlussklau-
seln in Mietverträgen ist ein gewis-
ser Schutz herzustellen. Allerdings 
ist dabei immer zu beachten, dass die 

Wachsam und abwehrbereit!
Wie Kommunen kreativ der rechtsextremistischen Gefahr begegnen

Britta Schellenberg: „Staatliche Res- 
triktion allein reicht nicht“
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Gegenseite sehr klagefreudig ist und 
ein Gerichtsverfahren nicht scheut. 
Grundsätzlich „ist eine gute Vorbe-
reitung das A und O“. Hilfreich ist 
es auch, Benutzungsordnungen oder 
Hausordnungen öffentlicher Räume 
so restriktiv und damit für die Rechts-
extremen so unattraktiv wie möglich 
zu machen. Aber, so Klose, „ganz ent-
scheidend ist, dass die juristische Aus-
einandersetzung stumpf bleibt, wenn 
sie nicht mit einer politischen einher-
geht.“

Die für solche konkreten Probleme 
äußerst hilfreichen Veröffentlichun-
gen der MBR Berlin sind durchweg 
als PDF-Dateien zum unentgeltlichen 
Herunterladen erhältlich.

Geschlossene Ablehnung

Der Politikwissenschaftler und ehe-
malige sächsische Landtagsabgeord-
nete Miro Jennerjahn wies darauf 
hin, dass Rechtsextreme und Rechts-
populisten Teil der Gesellschaft mit 
Anknüpfungspunkten an die Mehr-
heitsgesellschaft sind. Wie aber geht 
man als demokratischer Abgeordne-
ter mit den gewählten Repräsentan-
ten rechtsextremistischer oder rechts-
populistischer Parteien in (Kommu-
nal-)Parlamenten um? Dabei müsse 
grundsätzlich bedacht werden, dass 
eine demokratisch gewählte Partei 
nicht zwangsläufig eine demokrati-
sche Partei sei. Die schon öfters prak-
tizierte Änderung von Geschäftsord-
nungen wird sehr schnell zum stump-

fen Schwert, viel wirkungsvoller ist 
der breite Konsens der demokrati-
schen Abgeordneten: geschlossene 
Ablehnung sämtlicher parlamentari-
scher Initiativen sowie die inhaltliche 
Auseinandersetzung – soweit nötig 
und möglich. Und, so Jennerjahn, „die 
Rechtsextremen nie als Mehrheitsbe-
schaffer missbrauchen“.

Als eine Form präventiven Opfer-
schutzes bezeichnet Alexander Bram-
mann (Violence Prevention Network 
e.V., Berlin) seine Arbeit mit straffäl-
lig gewordenen, rechtsextremistisch 
orientierten Menschen. Dabei gehe 
es nicht darum, zu überzeugen, son-
dern vielmehr um das Anstoßen eines 
Erkenntnisprozesses. Ein Prozess, an 
dessen Ende idealerweise die Dera-
dikalisierung, Ideologiedistanz sowie 
die Fähigkeit zu eigenverantwortli-
cher Lebensgestaltung und emotiona-
ler Intelligenz stehen.

Hohe Dunkelziffer

Über die Arbeit mit den Opfern rechts-
extremistischer Gewalt berichtete 
Tina Schmidt-Böhringer von der Lan-
deskoordinierungsstelle Bayern ge- 
gen Rechtsextremismus, die beim Bay- 
erischen Jugendring angesiedelt ist. 
Die Ganzheitlichkeit der Beratung 
steht dabei im Mittelpunkt: Dies reicht 
von finanzieller über psycho-(soziale) 
Unterstützung bis hin zur Beratung im 
Umgang mit Medien. Sie betonte, dass 
die vorhandenen drei Beratungsstellen 
in Bayern dafür aber bei weitem nicht 

ausreichen und ein wesentlich höherer 
Personal- und Finanzbedarf bestehe. 
Denn die Dunkelziffer der tatsächli-
chen Übergriffe sei hoch. Als positives 
Beispiel nannte sie die Landeshaupt-
stadt München, die plant, eine eigene 
Beratungsstelle mit zwei Personalstel-
len einzurichten.

Gegeninitiativen

Mit welch kreativen Ansätzen und 
Ideen Kommunen und auch Gedenk-
stättenpädagogik dem Rechtsextre-
mismus begegnen, machten verschie-
dene Beispiele deutlich:

Wewelsburg: Die auf Befehl Hein-
rich Himmlers von KZ-Häftlingen zu 
einer Trutzburg ausgebaute Wewels-
burg mit der sogenannten „Schwarzen 
Sonne“ im Nordturm entwickelte sich 
seit den 1990iger Jahren zu einem star-
ken Anziehungspunkt für die extreme 
Rechte. Mit einer distanzierenden 
Ausstellung über die Ideologie der SS 
sowie zum Βeispiel Sitzkissen, die im 
Raum der „Schwarzen Sonne“-Intar-
sie verstreut sind, versucht die Leiterin 
des Kreismuseums, Kirsten John-Stu-
cke, die „Kultstätte“ zu entmystifizie-
ren. „Lümmeln statt strammstehen!“ 
heißt die Devise.

Dokumentationszentrum Reichspar- 
teitagsgelände in Nürnberg: Schul-
klassen und anderen Gruppen bietet  
das Dokumentationszentrum in Zu- 
sammenarbeit mit dem Museumspä-
dagogischen Dienst und dem Kreis-

Bianca Klose brachte konkrete Emp-
fehlungen mit 	                    Fotos: Haas

Aktiv gegen Rechtsextremismus: Karl Willi Beck, Alexander Brammann, Kirsten 
John-Stucke, Tina Schmidt-Böhringer und Gerd Rudel
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jugendring unterschiedliche Mög- 
lichkeiten, sich unter anderem auch 
mit dem Thema Rechtsextremismus 
zu beschäftigen. Im Sinne des histo-
rischen Lernens wird dabei der Frage 
nachgegangen, was eine rechtsextreme 
Mehrheitspolitik für uns alle bedeuten 
würde. Insgesamt, so die Einschätzung 
Melanie Wagers, „hat die Präsenz der 
Bildungsarbeit zu einem Zurückdrän-
gen der Neonazis auf dem Gelände 
geführt“.

Deggendorf: Was macht man gegen 
die Aschermittwochskundgebung der  
NPD? Man gründet einen „Bunten 
Landkreis Deggendorf “, der unter Ein- 
schluss der meisten Kommunalpoliti-
ker, Kirchen und weiterer zivilgesell- 
schaftlicher Gruppen einen Gegenent- 
wurf aufbaut. Für Pfarrer Gottfried 
Rösch, einen der Initiatoren, ist dies 
allerdings nicht ausreichend, weil es 
über weite Strecken zu unpolitisch und 
zu träge ist. Das „Bündnis Deggen-
dorf Nazifrei“ hingegen will von den 
Rechtsextremisten wahrgenommen 
werden, organisiert Gegenkundgebun-
gen und die sogenannte Gaststätten-
kampagne. Da dies einigen Kommu- 
nalpolitikern zu weit gehe, erleichtere 
dies die Zusammenarbeit nicht immer.

Wunsiedel: „Es gibt keine guten 
Nazis!“ Klare Position zu beziehen ist 
die Empfehlung des Wunsiedler Bür-

germeisters Karl Willi 
Beck. Davor jahre-
lang mehr oder minder 
ignoriert, setzte ab 2001 
ein Umdenken ein: Die 
Wunsiedler wollten den 
Neonazi-Gedenkmär-
schen für Rudolf Heß 
etwas entgegensetzen.

 Alle politischen und 
gesellschaftlichen Kräf- 
te wurden zusammen-
geholt und gründeten 
2004 die Bürgerinitia-
tive „Wunsiedel ist bunt, 
nicht braun!“ Eine Pro-
jektstelle gegen Rechts-
extremismus wurde mit 
Unterstützung der Stadt 
eingerichtet, Aufklä-
rungs- und Bildungs-
programme initiiert 
und am Tag des Auf-
marsches wurden „die 
öffentlichen Räume eng 
gemacht“.

2014 ist den Initiatoren ein ganz 
besonderer Coup gelungen: der „Lauf 
der Rechten für EXIT!“ Mit jedem 
zurückgelegten Schritt haben die 
rechten Aufmarschteilnehmer Geld 
gesammelt für die Aussteigerinitiative 
EXIT – was sichtlich zu deren schlech-
ter Laune führte. Der unfreiwillige 

Spendenlauf der Rechten „gegen sich 
selbst“ ist in der Öffentlichkeit auf 
breite Resonanz gestoßen. Das ent-
sprechende YouTube-Video wurde 
bereits rund 1,4 Mio. Mal angeklickt.   .

Manfred Schwarzmeier 
 Gerd Rudel

Der unfreiwillige Spendenlauf der Neonazis in Wunsiedel im November 2014
Foto: Rechts-gegen-rechts.de (ZDK Gesellschaft Demokratische Kultur gGmbH)

Empfohlene Websites:
www.aida-archiv.de 
www.amadeu-antonio-stiftung.de 
www.bayerisches-buendnis-fuer-toleranz.de 
www.bayern-gegen-rechtsextremismus.de
www.bpb.de/themen/R2IRZM,0,Rechtsext-
remismus.html 
www.exit-deutschland.de 
www.lks-bayern.de
http://www.isfbb.de/ 
http://www.bildung-gegen-rechtsextremis-
mus.de/ 
http://buntes-deggendorf.de/wir/
https://www.deggendorf-nazifrei.org/
http://www.museen.nuernberg.de/dokuzen-
trum/
http://www.mbr-berlin.de/
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadt-
verwaltung/Direktorium/Fachstelle-ge-
gen-Rechtsextremismus/Arbeitsschwer-
punkte0.html
http://www.violence-prevention-network.de/
http://www.wewelsburg.de/de/index.php
Spendenlauf „Rechts gegen rechts“: http://
www.youtube.com/watch?v=ysTqSHoTz0M
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Die Haushalts- und Wirtschaftsprobleme der USA sowie 
die Auseinandersetzungen um das transatlantische 
Freihandelsabkommen TTIP standen im Mittelpunkt 

einer kritischen Analyse von Matthias Fifka von der Universität 
Erlangen-Nürnberg.

Konservative Kräfte blockieren Präsi-
dent Obamas Politik und zeigen keine 
Kompromissbereitschaft. 76 Prozent 
der Republikaner verneinen die Not-
wendigkeit staatlicher Wirtschaftsre-
gulierung. Diese Polarisierung führe 
zu Stillstand. Die weiße Mittelschicht 
ist – auch bedingt durch die Finanz-
krise – von Verlustängsten beein-
flusst. 2011 überstieg die Staatsver-
schuldung das Bruttoinlandsprodukt 
um 104 Prozent. Die Gründe sind  ein 
Abflauen der Konjunktur, die hohen 
Militärausgaben für die Kriege in 
Afghanistan und dem Irak, geringere 
Steuereinnahmen, steigende Zinslas-
ten und Konjunkturpakete.

Schreckgespenst 
Arbeitslosigkeit

Während sich die Konjunktur mit 
einem Wachstum von 1,6 Prozent im 
Jahr 2013 und voraussichtlich zwei 
Prozent in 2014 zögerlich erholt, bleibt 
die Arbeitslosigkeit das Schreckge-
spenst der USA – solange nicht stabile 
drei Prozent Wachstum eine Wieder-
belebung des Arbeitsmarktes ermög-
lichen. Gründe für das bisher geringe 
Wachstum sind die schwache Binnen-
nachfrage und eine zögerliche Investi-
tionsbereitschaft. Die Arbeitslosenrate 
hat sich seit der Wirtschaftskrise 2008 
mehr als verdoppelt. 

Den aktuellen Diskussionen um das 
Freihandelsabkommen TTIP (Trans- 
atlantic Trade and Investment Part-
nership) steht Matthias Fifka gelas-

sen gegenüber: Seit den 1990er Jahren 
seien bereits einige Verhandlungen 
gescheitert. Aber der transatlantische 
Handel sei extrem wichtig. Handelsab-
kommen reduzierten Zölle und Han-
delshindernisse und öffneten Märkte 
für Investoren. Wirtschaftswachstum 
und eine Zunahme von Handel und 
Investitionen (auch in Umwelttech-
nik) und eine Angleichung techni-
scher Standards seien zu erwarten.

Kontroverse um 
Chlorhühnchen

Problematisch sei vielmehr die 
Intransparenz durch das zu breite 
Verhandlungsmandat der EU-Kom-
mission und die daraus folgen-
den geheimen Verhandlungsinhalte. 
Dies führe auch zu einer unsach-
lichen und polari- 
sierenden Diskussion  
wie über das „Chlor- 
Hühnchen“. Fifka sieht 
ein Problem beim Ver-
braucherschutz: Dem 
europäischen Vorsor-
geprinzip, der Vermei- 
dung von Schäden, 
stehe das amerikani-
sche Nachsorgeprin-
zip, der Ausgleich von 
Schäden mit hohen 
Schadensersatzforde-
rungen, gegenüber.

Für den Investitions-
schutz, die Möglichkeit 
auf einen Marktzugang 

zu klagen, spreche die Investitionsför-
derung und der Schutz der Investoren 
vor Willkür. Dagegen stehe, dass sepa-
rater Investitionsschutz in funktionie-
renden Rechtsstaaten nicht notwendig 
sei und das Potential habe, die staatli-
che Gerichtsbarkeit zu umgehen. Sol-
che Klagen könnten staatliche Hand-
lungsfreiheit wie beim Atomausstieg 
behindern. Fifka warf Deutschland 
eine Doppelmoral vor: Weltweit füh-
rend mit 150 Investitionsschutzab-
kommen (USA nur 41) hätten deut-
sche Unternehmen vielfach im Aus-
land geklagt.

Deutschland ist mit einer Export-
quote von 40 Prozent abhängig von 
Handelsabkommen. Über 70 Prozent 
der Exporte der deutschen Maschi-
nenbau-, Chemie- und Kfz-Industrie 
gehen in die USA, so Fifka. Freihan-
del führe zu Arbeitsteilung und Effizi-
enzgewinnen. Dennoch sei ein deut-
liches Wachstumsplus davon nicht zu 
erwarten. Und kontroverse Themen 
wie Verbraucherschutz sollten bei den 
Verhandlungen ausgeklammert wer-
den.

Saskia Hieber

Kontroversen über das transatlantische 
Freihandelsabkommen TTIP
US-Haushalt als zentrale ökonomische Herausforderung

Matthias Fifka: „Verbraucherschutz bei TTIP-Ver-
handlungen ausklammern“  	            Foto: privat
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Die arabische Republik Syrien ist zu einer Spielfigur 
geostrategischer Interessen geworden. Was als friedli-
cher Protest während des Arabischen Frühlings begann, 

zeigt sich heute in einem grausamen Bürgerkrieg, der das Land 
zunehmend zerreißt. Die Tagung „Den Syrienkonflikt verstehen 
- Stellvertreterkrieg, Heiliger Krieg, Freiheitskampf?“* widmete 
sich diesem Krisenherd im Nahen Osten und warf einen diffe-
renzierten Blick auf die Ursachen seiner Entstehung und die 
zunehmende Internationalisierung des Krieges.

Der syrische Bürgerkrieg ist eine 
direkte Folge der langen und maro-
den Herrschaft autokratischer Regime 
in der gesamten Region. Die Jahre von 
1976 bis 1982, die 1982 in das Mas-
saker von Hama mündeten, können 
dabei als Schlüsseljahre für den heu-
tigen Konflikt angesehen werden. In 
dieser Zeit kam es immer wieder zu 
bewaffneten sunnitischen Aufstän-
den gegen das Regime Hafiz al-As-
sads, dem Vater des heutigen syri-
schen Machthabers Baschar al-Assad. 
Vor allem Mitglieder der Muslimbru-
derschaft bekämpften die damalige 
Assad-Regierung, der sie die Legitimi-
tät absprachen. Denn die herrschen-
den Eliten gehörten der Minderheit 
der Alawiten an, die oppositi-
onellen Gruppierungen keinen 
Raum ließen. Das hat sich bis 
heute nicht geändert.

Kampf um 
Vorherrschaft

An die Stelle der ursprüngli-
chen Idee einer Demokrati-
sierung Syriens während des 
Arabischen Frühlings ist das 
machtpolitische Ringen um die 
Vorherrschaft in der Golfregion 
getreten, bei dem verschiedene 
Interessengruppen um ihre Ein- 
flussnahme kämpfen. Aus die-
sem Grund involvieren sich das 
Königreich Saudi-Arabien und 
das Emirat Katar nicht nur mit 

Blick auf Syrien selbst, sondern auch 
mit dem Ziel der Einflusserweiterung 
in der gesamten Region, wie René Rie-
ger von der Middle East and Interna-
tional Affairs Research Group (MEIA 
Research e.V., München) unter ande-
rem am Beispiel des Konflikts zwi-
schen Saudi-Arabien und Iran dar-
stellte. Das Königreich ziele darauf ab,  
den iranischen Einfluss in Syrien zu 
schwächen; eine Tendenz, die verschie- 
dene schiitische und sunnitische Grup- 
pen etwa im Libanon kritisch betrach-
ten. Auch Katar strebe danach, sich als 
Regionalmacht zu etablieren. Fehler 
wie im Umgang mit Al-Kaida versu-
che das Emirat in Bezug auf den „Isla-
mischen Staat“ heute zu vermeiden.

Der Libanon hingegen, für den der 
syrische Konflikt eine unmittelbare 
Existenzbedrohung darstellt, ist gegen-
wärtig noch nicht als Failed-State zu 
bezeichnen. Doch er verfügt nicht 
mehr über die monopolistische Kon- 
trolle seiner Staatsgrenzen. Rayan 
Haddad (Sciences Po, Paris) erklärte 
die Tragweite dieses Souveränitäts-
verlustes: Eine direkte Folge sei der 
zunehmende Einfluss der Hisbollah, 
die mit dem syrischen Regime koope-
riere, um Waffenlieferungen aus dem 
Iran zuzulassen. Iran nutze diesen 
Weg als Schutz vor Israel.

Bedeutung für den 
Ölexport

„Wir haben keine Strategie. Das 
ist unsere Strategie.“ So beschrieb 
Kinan Jaeger (Universität Bonn) das 
gegenwärtige Vorgehen der globalen 
Akteure USA, EU und China in Syrien, 
vor allem mit Blick auf den „Islami-
schen Staat“. Die Einzigen, die gezielt 
gegen den „Islamischen Staat“ vorge-
hen könnten, seien laut Jaeger der Iran, 
die Hisbollah und das Assad-Regime. 
Alle drei Akteure gelten für die USA 

Ein Land versinkt im Krieg
Ursachen und Perspektiven des Syrien-Konflikts

Syrienexperten (von links): Kinan Jaeger, Walter Staufer, Markus Bickel, Hans-Georg 
Lambertz, Anja Opitz, Carsten Wieland und Ludwig Schulz		  Foto: Kunert

*In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung
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jedoch als „Schurken“ und aus diesem 
Grund hielte sich das Land zurück. 
Allianzen mit diesen Akteuren seien 
in den USA noch nicht erklärbar oder 
gar legitimierbar. Zudem sei es für die 

USA von strategischer Bedeutung, 
Unruhen in der unmittelbaren Golfre-
gion schon in ihrer Entstehungsphase 
einzudämmen. Bestünden etwa ter-
roristische Gefahren auf den für den 
Ölexport wichtigen Seestraßen wie 
dem Suez-Kanal oder der Straße von 
Hormus – lange und teure Routen – 
wäre eine direkte Pipeline über Syrien 
zum Mittelmeer sowohl für die USA 
als auch für Katar ideal.

Ähnlich gestaltet sich die Lage auch 
für die Europäische Union. Das Mit-
telmeer liegt im direkten strategischen 
Einflussbereich der EU, Syrien so gese-
hen direkt vor unserer Haustür. Dem-
nach sei auch den EU-Mitgliedstaaten 
daran gelegen, diese Region befrie-
det oder zumindest stabil zu halten. 
Auch China suche zunehmend nach 
Verbündeten in der Golfregion. Stra-
tegisch sieht Jäger hier eine Gefahr 
für die USA: Zwischen China und 
Iran liegt Afghanistan. Baute China 
eine Pipeline direkt durch Afghanis-
tan nach Iran, könne das Land Iran als 
Allianzpartner – auch gegen die USA –  
gewinnen.

Kein Bürgerkrieg

Im Ergebnis durchaus differenziert 
zeigte sich die abschließende Podi-
umsdiskussion, welche den Syrien-
konflikt insgesamt zu bewerten und 
Entwicklungen für die Zukunft auf-
zuzeigen versuchte. Carsten Wieland 
vom Auswärtigen Amt betrachtet den 
Syrienkonflikt nicht als Bürgerkrieg. 
Vielmehr sieht er verschiedene Kon-

fliktlinien asymmetrischer Struktur, 
dessen Ausgangslage der Kampf eines 
Restregimes gegen die Bevölkerung 
war. Es sei ein Heiliger Krieg und auch 
ein Freiheitskampf. Ein Bürgerkrieg 
sei dieser Krieg jedoch nicht, denn 
es seien nicht die unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen, die gegenein-
ander kämpften. Dies sei stets die Rhe-
torik des Regimes.

Markus Bickel, Nahostkorrespon-
dent der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung in Kairo, plädierte dafür,  
die Diskussion nicht nur auf den „Is- 
lamischen Staat“ zu reduzieren, son-
dern auch jene Verbrechen im Blick 
zu behalten, die das Assad-Regime 
vor 2011 zu verantworten hatte. Man 
dürfe nicht die freiheitliche Opposi-
tion vergessen, die während des Ara-
bischen Frühlings für demokrati-
sche Werte wie Meinungsfreiheit und 
Transparenz auf die Straße ging.

Jäger unterstützte dieses Argument 
und rief dazu auf, das syrische Volk 
weiter zu ermutigen, sich auf das 
schon da gewesene Zusammengehö-
rigkeitsgefühl zu besinnen. Man solle 
den Willen der syrischen Bevölke-
rung nicht vergessen und müsse jene 
Akteure gezielt ansprechen, die frie-
densbereit sind. Demnach sei es wich-
tig, stärker als bislang darauf hinzuar-
beiten, Dialogprojekte aufzunehmen 
und umzusetzen; unter Umständen 
auch mit dem Assad-Regime.

Im Kampf gegen den „Islamischen 
Staat“, der sicherheitspolitisch für 
Europa eine starke Bedrohung dar-
stelle, könne Assad aus der Sicht 
Wielands und Bickels jedoch kein 
Partner sein. Das Regime kooperiere 
stets mit radikalen Kräften und unter-
drücke eine säkulare Alternative mas-
siv. Es sei ein Irrtum und im Ergebnis 
falsch gewesen, anzunehmen, Syrien 
hätte sich vor dem Arabischen Früh-
ling auf Reformkurs befunden. Even-
tuell könne man innerhalb des Regi-
mes Akteure finden, die für einen 
Friedensprozess offen wären, jedoch 
sei der Begriff „Regime“ an dieser 
Stelle sehr weit gefasst.

Die Phase des Arabischen Früh-
lings ist abgeschlossen und in eine 
neue Phase übergegangen, in der 
alle von dieser Revolution betroffe-
nen Staaten wohl eine unterschiedli-
che Entwicklung nehmen werden. Das 

Ergebnis für Syrien ist offen und nur 
schwer vorherzusagen. Dennoch gibt 
es gerade in der gegenwärtigen Situa-
tion durchaus Optionen, über die mit 
Nachdruck gesprochen werden sollte: 
Flugverbotszonen und Schutzzonen 
für die syrische Bevölkerung sind auch 
im jetzigen Chaos nicht falsch, ebenso 
wenig eine Debatte über den Einsatz 
von Blauhelmen. Es besteht die Not-
wendigkeit einer strategischen und 
politischen Lösung für das Land.

Anja Opitz

Straße in Aleppo nach einem Bombenangriff
Foto: wikimedia commons / Scott Bobb

„Wir haben keine Stra-
tegie. Das ist unsere 

Strategie.“ 
Kinan Jaeger
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Gegen Diskriminierung, Ausgrenzung und Homophobie: 
Das Schülernetzwerk „Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage“ trainierte zwei Tage lang in der Akade-

mie und in Zusammenarbeit mit dem Pädagogischen Institut 
der Landeshauptstadt München elf Schülerinnen und Schüler. 
Das „aktivcoach-Training“ war die Fortsetzung der langjähri-
gen Kooperation mit dem Schülernetzwerk.

Durch verschiedene Methoden und 
didaktische Mittel lernten die Teilneh-
mer, wie schnell Ausgrenzung gesche-
hen kann, wie schwierig richtige Kom-
munikation ist und wie sehr Vorurteile 

ein gutes Miteinander behindern. So 
sollten die Schüler in einer Übung des 
aktivcoach-Trainings in Gruppen die 
Begriffe „Mehrheit“ und „Minderheit“ 
sowie „einzigartig sein“ und „anders 
sein“ definieren und dann gemeinsam 
mit den anderen diskutieren. Dass 
„anders sein“ eine subjektive Wahr-
nehmung ist – und damit keine Eigen-
schaft des anderen, sondern etwas, 
das man selbst der Person zuschreibt 
– war Ergebnis und Lehre der Übung. 
Das „Bergdorf-Spiel“ verdeutlichte, 
wie automatisch und unbedacht Aus-
grenzung geschehen kann: Fünf Schü-

ler mussten vor die Tür gehen, wäh-
rend sich die restliche Gruppe ein 
Gesprächsthema ausdachte und drei 
Wörter aus dem Themenfeld durch 
andere ersetzte. Der Lehrer wurde zur 

Lampe, die Schüler zu Stühlen und die 
Schule zur Irrenanstalt. Für die drau-
ßen Gebliebenen war es unmöglich, 
danach am Gespräch teilzunehmen. 
Sie saßen still auf ihren Plätzen. Die 
größere Gruppe grenzte die anderen 
automatisch aus – obwohl dies weder 
Teil der Spielregeln war und es ihnen 
auch nicht verboten war, einem Her-
einkommenden die umgewandelten 
Wörter zu erklären.

Durch diese Übungen, Diskussionen 
und Spiele wurden die Schüler trai-
niert und sensibilisiert, um selbst an 

ihren Schulen aktiv zu werden und 
gegen Diskriminierung zu agieren. Sie 
haben so die Möglichkeit ihre alltäg- 
liche Umgebung zu gestalten und an- 
deren Teilnehmern durch stetigen 
Erfahrungsaustausch über das Netz-
werk zu helfen.

Schule ohne Rassismus ist das größ- 
te bestehende überparteiliche Schü-
lernetzwerk Deutschlands und setzt 
damit dort an, wo Diskriminierung 
und Ausgrenzung oft beginnen: in der 
Schule. Das Netzwerk schult Schü- 
ler ab der 7. Klasse, die selbstverant-

wortlich an ihren Schulen als aktiv-
coach wirken. Unter dem Motto „ak- 
tiv in der Klasse, aktiv in der Schule, 
aktiv im Projekt“ sollen vor allem 
Erfahrungen ausgetauscht werden  
und die Nachhaltigkeit des Projekts 
gefördert werden. „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ ver-
sucht, Schüler im Umgang mit Vor-
urteilen und Andersartigkeit zu sen- 
sibilisieren und so zu einer verant- 
wortungsvollen und toleranten Ge- 
sellschaft beizutragen.

Beryll Kunert

Training gegen Diskriminierung

Beim „Bergdorf-Spiel“ passiert Ausgrenzung ganz schnell und unbedacht 			            Foto: Beryll Kunert
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Einen guten Überblick über unterschiedliche Planspiele und ihre Einsatzmöglichkeiten in 
der Schule und der außerschulischen politischen Bildung bot eine Tagung in Zusammen-
arbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung und dem Landesverband Bayern der 

Deutschen Vereinigung für Politische Bildung. 20 politische Bildner waren gekommen, um sich 
über die vielfältigen Formate und Einsatzmöglichkeiten von Planspielen und Politiksimulationen 
zu informieren. Die Themenpalette reichte von der Kommunalpolitik über Migration in Europa 
bis zur nachhaltigen Klimapolitik. Die Planspiele wurden von erfahrenen Spielleiterinnen und –
leitern präsentiert und natürlich auch ausprobiert und gespielt.

Im Bündelsdorfer Gemeinderat gehen 
die Wogen hoch: Was soll aus dem vor 
25 Jahren geschlossenen Schwimmbad 
werden? Soll die Fläche unbebaut blei-
ben und zum Zwecke des Naturschut-
zes und seltener Arten genutzt wer-
den? Oder soll man der Initiative des 
örtlichen Pharmakonzerns folgen, der 
das Gelände von der Gemeinde kau-
fen und dort ein Krebsforschungszen-
trum mit zahlreichen hochqualifizier-
ten wissenschaftlichen Arbeitsplätzen 
errichten will? Oder setzen sich die 
Interessen des Sportklubs durch, der 
endlich wieder vernünftige Trainings-
möglichkeiten für seine Schwimm- 
abteilung haben möchte? Bettina  
Schmitt, im Hauptberuf Rechtsanwäl-
tin aus München und Lehrbeauftragte 
an der Hochschule München, ist selbst 
begeisterte Planspielleiterin. Sie stellte 
das Spiel vor und ließ die Rollenspieler 
aus Gemeinderatsfraktionen und Inte-
ressengruppen aufeinander treffen.

Kompetenzförderung

Zuvor hatte Stefan Rappenglück, 
Hochschullehrer in München und 
erfahrener Planspielleiter und –ent-
wickler, die Grundlagen des Plan-
spielansatzes erläutert: „Es geht immer 
um ein zwar fiktives, aber dennoch 
wahrscheinliches Szenario. Es braucht 
Rollenprofile und Interessenslagen. 
Zielsetzung ist das Aushandeln einer 
gemeinsamen politischen Entschei-
dung vor dem Hintergrund vielseiti-
ger und teilweise divergierender Inte-
ressen.“

Durch Simulationen werden Fach- 
und Faktenwissen, Strukturen, Ent-
scheidungsabläufe und Funktio-
nen von Gremien nachhaltig vermit-
telt. Mit der Analyse von Macht- und 
Herrschaftsaspekten und der Durch-
setzung von Interessen in Institutio-
nen lernen die Teilnehmenden, den 
politischen Prozess besser zu verste-
hen. Neben diesen fachlichen Inhal-

ten schult ein Planspiel aber auch sozi-
ale und kommunikative Kompetenzen 
und fördert das strategische Denken. 
Untersuchungen belegen, dass Inhalte 
besser gelernt und behalten werden, 
wenn sie in dieser spielerischen Form 

präsentiert werden. Dabei darf die 
Gefahr nicht übersehen werden, dass 
unter Umständen die Scheinwelt des 
Planspiels mit der politischen Rea-
lität verwechselt wird. Kritiker der 
Methode wenden ein, dass Entschei-
dungen in der Simulation lediglich 
Ersatzhandlungen ohne reale Konse-
quenzen sind („Politik im Sandkas-
ten“).

Dieser Gefahr begegnet Annabelle 
Wolff mit dem von ihr präsentierten 
Planspiel über Migration in Europa. 
Es ist ein typisches Rollenspiel mit 
Entscheidungsprozessen auf der euro-
päischen Ebene. Beteiligt sind das 

Politische Praxis spielerisch erfahren
Planspiele im Mittelpunkt des 4. Tutzinger Didaktikforums

Beim Brettspiel „trico2lor“ geht es um die Rettung des Weltklimas
Fotos: Schröder
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Europäische Parlament, der Minister-
rat sowie die Kommission. Es geht um 
ihre Initiative, die legale Einwande-
rung nach Europa mit einer Richtlinie 
zu regulieren.

In mehreren Lesungen und einer Sit-
zung im Vermittlungsausschuss wird 
um Kompromisse gerungen, um die 
unterschiedlichen Interessen der Mit-
gliedsländer und der Parlamenta-
rier der verschiedenen Parteien unter 
einen Hut zu bringen: Soll ein Punk-
tesystem für qualifizierte Arbeitneh-
mer eingeführt werden? Wie sieht 
das gemeinsame Zugangsverfahren 
aus? Braucht es dafür eine neue euro-
päische Superbehörde („Bürokratie-
monster“)? Entscheidungen und Fra-
gen, die es auch in der Realität europä-
ischer Politik gibt.

Konflikte ums Weltklima

Ein ganz anderes Planspiel stellte der 
Züricher Spieleentwickler Markus 
Ulrich vor. Sein Brettspiel „trico2lor“ 
mit Spielfiguren, Spielgeld und Ereig-
niskarten erinnert optisch ein wenig 
an Monopoly, geht aber ganz anders. 
Vier Generationen (Eltern, Kinder, 
Enkel und Urenkel) sind aufgefordert, 
mit energiepolitischen Entscheidun-
gen das Weltklima zu retten. Es geht 
mit wenig Geld, indem man auf fossile 
Energien setzt (zunächst mit wenig 
Kapitaleinsatz). Oder auch teurer, 
indem man in erneuerbare Energien 

investiert. In den Spielrunden entwi-
ckelt sich das Weltklima je nach Stra-
tegie besser oder schlechter.

Die Elterngeneration merkt anhand 
von computergestützten Grafiken, 
dass ihre Entscheidungen unmit-
telbaren Einfluss auf die Existenz 
und Lebensgrundlagen ihrer Nach-
kommen haben. Und fossile Energie 
wird mit der Zeit immer teurer. Mit 
der richtigen Strategie wird dagegen 
erneuerbare oder effizientere Ener-
gie billiger. Die Leihgebühr beträgt        
100 € für eine Woche (incl. Versand). 
Die Materialien sind zu beziehen über: 
dominik.moesching@myclimate.org. 
Der Rückversand geht zu Lasten des 
Entleihers.

Stau im Tunnel

Dass Planspiele nicht immer meh-
rere Stunden oder gar Tage brauchen, 
bewies der Erlanger Pädagogikpro-
fessor Thomas Eberle. Das „Tunnel-
spiel“ benötigt zur Durchführung nur 
wenige Minuten: Die Teilnehmenden 

einer Gruppe entscheiden sich unab-
hängig voneinander und gleichzeitig 
per Handzeichen und farbigen Karten, 
ob sie morgens vom Dorf in die Stadt 
mit der S-Bahn oder mit dem Auto 
fahren.

Bahnfahrer bekommen in jedem 
Fall 5 Punkte. Wenn sich mehr als 
die Hälfte der Gruppe für das Auto 
entscheidet, gibt es einen Stau: keine 
Punkte für die Autofahrer. Ohne Stau 
bekommen die Autofahrer 15 Punkte. 
Das Ganze wird in fünf Runden 
gespielt (fünf simulierte Arbeitstage) 
und danach die Punkte der Einzelnen 
addiert. Politische Diskussionen über 
Ökologie, Verkehrspolitik und indi-
viduelles Verhalten lassen sich naht-
los anschließen. Und das Tunnelspiel 
ist für Erweiterungen und Variationen 
offen (Pluspunkte für Fahrgemein-
schaften, Minuspunkte für Bahnstreik, 
Glatteis etc.).

Detlef Dechant, bei der Bundeszen-
trale zuständig für Planspiele, stellte 
noch die Datenbank der bpb vor. In 
ihr können sich Interessierte geeignete 
Planspiele heraussuchen – sortiert 
nach Thema, Länge und Zielgruppe.  
Die Tutzinger Tagung machte wieder 
deutlich, wie vielfältig die Methode 
Planspiel ist, und wie schnell kom-
plexe politische Prozesse anschaulich 
erfahrbar gemacht werden können.

Michael Schröder

Der Gemeinderat in Bündelsdorf berät über das neue Schwimmbad

Linktipps:
http://www.bpb.de/planspiele
http://www.ucs.ch
http://www.sagsaga.org
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Interdisziplinäres Team widmet sich  
der Pränataldiagnostik
Erneute Förderung des Tutzinger Diskurses

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
unterstützt ab Mai 2015 die Fortsetzung des Tutzinger 
Diskurses. Über ein Jahr hinweg wird sich ein interdiszi-

plinäres Team mit einer neuen Frage der modernen Lebenswis-
senschaften auseinandersetzen. Durch die Förderung in sechs-
stelliger Höhe wird zwei Jahre nach der Beendigung des Diskur-
ses zur „Guten Wissenschaft“ eine zweite Runde des Tutzinger 
Diskurses eingeläutet.

Unter der Projektleitung von Michael 
Spieker sollen sich 12 Stipendiaten aus 
den Bereichen der Medizin, der Phi-
losophie und der Sozialwissenschaf-
ten sowie aus Journalismus und Sozi-
aler Arbeit den Auswirkungen der 
genetischen Pränataldiagnostik wid-
men. Pränataldiagnostik (PND) und 
Reproduktionsmedizin sind dieje-
nigen Gebiete der Humangenetik, 
die im Alltag die breiteste Resonanz 
erzeugen. Das gilt auch im politischen 
Sinne, wie die breite Diskussion um 
die Erlaubnis der Präimplantationsdi-
agnostik (PID) gezeigt hat.

Ob als heranwachsender Mensch 
oder als Schwangere, nahezu jeder hat 
mittlerweile in praktischer und mehr 
oder weniger bewusster Form mit die-
sem diagnostischen Geschehen zu 
tun. Dies unterscheidet das Feld der 
PND von allen anderen Gebieten, auf 
denen Erkenntnisse und Entwicklun-
gen der Lebenswissenschaften wirk-
sam werden beziehungsweise wer-
den sollen. Zwar kommt genetische 
PND derzeit lediglich bei einer gerin-
gen Zahl der Schwangerschaften zum 
Einsatz, den Diskurs über Schwan-
gerschaft bestimmt sie aber auch bei 
denen, die sie nicht in Anspruch neh-
men. Seitdem die PND – nicht zuletzt 
durch die weitgehende Aufnahme in 

den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung – mehr und 
mehr zu einem Screeningprogramm 
der Gesamtbevölkerung wird, gibt es 
die Besorgnis, dass dadurch die Ein-
stellung zu Schwangerschaft, Leben 
und insbesondere Behinderung nach-
teilig beeinflusst wird.

Im Zuge der Zulassung des soge-
nannten Praenatests, eines Bluttests 
zur Früherkennung von Trisomie 21, 
wurde die Diskussion um die Bedeu-
tung der PND auch in der breiteren 
Medienöffentlichkeit geführt. Hier 
wird bald ein weiteres Spektrum von 
Diagnosen möglich sein, zu denen der 
Zugang durch die Ungefährlichkeit für 
die Mutter, die frühe Einsetzbarkeit 
sowie durch sinkende Preise immer 
niedrigschwelliger sein wird. Mit sei-
ner Stellungnahme zur „Zukunft der 
genetischen Diagnostik“, die nicht auf 
das Feld der PND beschränkt ist, hat 
auch der Deutsche Ethikrat die ethi-
schen Herausforderungen verortet: 
„für das Krankheits- 
und Gesundheitsver-
ständnis, für die Aus-
übung von Selbstbe-
stimmung und Ver-
antwortung sowie für 
gesellschaftliche Ent-
wicklungen, die ins-

besondere Gerechtigkeit und Solida-
rität betreffen“. Gefordert wird daher 
unter anderem eine „sozialempiri-
sche und ethische Begleitforschung“. 
In Bezug auf Menschen mit Behinde-
rungen ist die PND von Bedeutung, 
weil ihr auch eine negative Selekti-
onsfunktion zukommt. Die Diagnose 
einer Behinderung führt regelmäßig 
zum Abbruch von Schwangerschaften 
beziehungsweise im Falle einer PID 
zur Nicht-Implantation. Betroffene 
aus den Organisationen der Behinder-
tenselbsthilfe sprechen daher davon, 
dass es sich insbesondere bei der gene-
tischen PND um „schädliche Prakti-
ken“ im Sinne der Behindertenrechts-
konvention der Vereinten Nationen 
(UN-BRK) handle.

Der Diskurs zwischen Journalis-
ten, Sozialwissenschaftlern, Ethikern, 
Medizinern und Praktikern aus der 
Sozialen Arbeit soll die gegenwärtigen 
und die zukünftig erwartbaren gesell-
schaftlichen Auswirkungen geneti-
scher Diagnostik thematisieren. Dabei 
sollen im Lichte der UN-BRK beson-
ders die Praxis der PND, die Situation 
von Menschen mit Behinderung sowie 
die Folgen für das Selbstverständnis 
der liberalen Demokratie berücksich-
tigt werden. Schließlich sollen Emp-
fehlungen zum Umgang mit und zur 
Beratung vor und bei der PND gege-
ben werden.

Michael Spieker

Eine Nackentransparenzmessung gehört in Deutschland nicht zu 
den üblichen Vorsorgeuntersuchungen während der Schwanger-
schaft. Bei einer auffallenden Vergrößerung der Nackentranspa-
renz gilt die Wahrscheinlichkeit verschiedener Fehlbildungen als 
erhöht			        Foto: wikimedia commons / Moroder
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O-Töne aus den Schützengräben
Lesung von Feldpostbriefen aus dem Ersten Weltkrieg  
im Rahmen der Tutzinger Kulturnacht

Der Beginn des Ersten Weltkrieges vor 100 Jahren war Anlass für eine Lesung mit Feld-
postbriefen im Rahmen der Tutzinger Kulturnacht. Vorgetragen wurden sie vom Schau-
spieler Daniel Gawlowski von der Otto-Falckenberg-Schule in München. Michael Mayer, 

Zeithistoriker an der Akademie, ordnete sie ein und kommentierte die Briefe. Es ging darum, 
ein möglichst breites Bild vom Ersten Weltkrieg zu zeichnen und Briefe zu lesen, aus denen wir 
auch heute noch über den Krieg lernen können. Doch sollte nicht vergessen werden, dass sich der 
größte Teil der Schreiben nicht unbedingt mit dem Töten befasste. Vielmehr handelten die meis-
ten Briefe von der Sehnsucht der Menschen nacheinander, von der Angst um den Anderen, aber 
auch von den alltäglichen Sorgen daheim, etwa bei der Frage nach dem Stand der Ernte.

Die Feldpostbriefe dienen uns heute 
dazu, die Menschen, ihr Leiden und die 
Schrecken des Krieges wieder aufleben 
zu lassen. Zugleich sind die authenti-
schen Stimmen aus den Schützengrä-
ben das beste Mittel, um die Bilder zu 
hinterfragen, die wir in unseren Köp-
fen tragen. Denn diese Bilder wurden 
oftmals in propagandistischer Absicht 
gemacht. Hingegen erlauben uns die 
O-Töne aus den Schützengräben, das 
Grauen des Krieges authentischer zu 
erfahren – wenn man sie mit der gebo-
tenen Sorgfalt betrachtet.

Legendenbildung

Nach 1918 kursierten ganz andere 
Geschichten von Heldentum oder 
Opfermut an der Front. Wie die soge-

nannte Dolchstoßlegende, wonach die 
deutschen Armeen im Felde unbesiegt 
gewesen seien und nur durch opposi-
tionelle „vaterlandslose“ Zivilisten aus 
der Heimat einen „Dolchstoß von hin-
ten“ erhalten hätten.

Carl Zuckmayer, der als Leutnant 
im Ersten Weltkrieg diente, schrieb 
hierzu später: „Ich erfuhr damals, in 
der kurzen Ruhe nach den schlimms-
ten Wochen der Somme-Schlacht, wie 
rasch der Mensch vergisst. Unter den 
Leuten, die davongekommen waren, 
herrschte bereits eine gewisse Krie-
gervereinsstimmung, obwohl sie über-
morgen im selben Dreck liegen wür-
den. Sie wussten schon nicht mehr, 
dass es Dreck war. Es war eine tolle 
Sache. Mensch, was haben wir mitge-

macht! Kein Wort stimmte, mit dem 
sie das Mitgemachte besprachen oder 
erzählten.“ Dieser von Zuckmayer 
beschriebenen Legendenbildung wir-
ken die Originalstimmen aus den 
Feldpostbriefen  entgegen.

Die Feldpost nahm bisher unge-
kannte Ausmaße an. Pro Tag wurden 
durchschnittlich 6,8 Millionen Kriegs-
briefe von der Front in die Heimat 
und beinahe 10 Millionen Schreiben 
der Daheimgebliebenen an die Sol-
daten versandt. Insgesamt wurden im 
Verlauf des Krieges 28,7 Milliarden 
Feldpostbriefe expediert. Briefe und 
Karten der Soldaten konnten mit der 

Schauspieler Daniel Gawlowski bei 
seiner Lesung mit Feldpostbriefen aus 
dem Ersten Weltkrieg	  Foto: Haas

Trotz Zensur lassen Feldpostbriefe etwas von der Grausamkeit des Krieges  
erahnen – hier britische Soldaten mit Gasmasken bei der Schlacht an der Som- 
me 1916	             Foto: wikimedia commons/Brooke/Q 3995 Imperial War Museum
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Feldpost portofrei verschickt werden. 
Etwas mehr als 8.000 Soldaten waren 
im Kriegsgebiet, im Kriegspresseamt 
und an den Prüfstellen damit beschäf-
tigt, die vielen Päckchen, Karten, 
Briefe und Telegramme an den richti-
gen Mann zu bringen.

Zensur bestimmt Inhalte

Sehr rasch wurde eine Zensur einge-
führt, um zu verhindern, dass Sol-
daten Informationen an die Heimat 
berichteten, die der Geheimhaltung 
unterlagen oder Rückschlüsse auf ihre 
Stellungen an der Front gaben. Offi-
ziere hingegen konnten ihre Feldpost-
briefe unkontrolliert 
versenden. Im April 
1916 erging dann vom 
Chef des Generalsta-
bes eine verbindliche 
Regelung über die Post- 
überwachung bzw. die 
Verhängung von Post-
sperren. Aufgrund der 
Menge der Sendun-
gen war dies jedoch bis 
Kriegsende nur stich-
probenartig möglich. 

Dies bedeutet aber, 
dass wir uns, wenn 
wir heute Feldpost-
briefe lesen, darüber 
im Klaren sein müs-
sen, dass der Schreiber 
aus Sorge vor der Zen-
sur bestimmte Dinge 
nicht berichtete. Zudem 
sollten wir wissen, dass 
der Soldat seine Ange-
hörigen daheim nicht unbedingt mit 
bestimmten Sorgen, mit erschrecken-
den Erfahrungen oder dem alltägli-
chen Terror des Krieges behelligen 
wollte. Der Soldat zensierte sich also 
bereits aus unterschiedlichsten Moti-
ven selbst. Zugleich entstand ange-
sichts der Schrecken auch eine gewisse 
Sprachlosigkeit.

In einem Feldpostbrief vom 31. 
Dezember 1915 hieß es zu den Schüt-
zengräben: „Die Gräben sind stellen-
weise eingestürzt, und es befindet sich 
so viel Wasser und Schlamm darin, 

dass der Zustand kaum zu beschrei-
ben ist. Trotzdem das Wasser fortwäh-
rend herausgeschöpft wird, erreicht es 
immer noch an manchen Stellen eine 
Höhe von 50 bis 75 Zentimetern. Da 
wir nun diese Stellen auch nicht umge-
hen können, so sind wir fast immer bis 
an das Knie, ja manchmal sogar bis an 
die Hüften vollständig nass.“

Gleiches Leid für alle

Der Krieg nahm zugleich immer bru-
talere Ausmaße an. Der Elsässer Bauer 
Dominik Richert, der für die deutsche 
Armee eingezogen war, schrieb im 
Winter 1914 über seine Erfahrungen 

direkt nach einer erbitterten Schlacht: 
„Die Toten waren zum Teil entsetz-
lich anzusehen, teils lagen sie auf dem 
Gesicht, teils auf dem Rücken. Blut, 
verkrallte Hände, verglaste Augen, 
verzerrte Gesichter. Viele hielten die 
Gewehre krampfhaft in der Hand, 
andere hatten die Hände voll Erde oder 
Gras, das sie im Todeskampf ausgeris-
sen hatten. Ein deutscher und ein fran-
zösischer Soldat lagen da halb kniend 
gegeneinander. Jeder hatte den ande-
ren mit dem Bajonett durchbohrt und 
war so zusammengesunken. Mut, Hel-
dentum, ob es das wohl gibt? Ich will 

es fast bezweifeln, denn im Feuer sah 
ich nichts als Angst, Bangen und Ver-
zweiflung in jedem Gesicht geschrie-
ben. Von Mut, Tapferkeit und derglei-
chen überhaupt nichts, denn in Wirk-
lichkeit ist’s doch nur die furchtbare 
Disziplin, der Zwang, der den Solda-
ten vorwärts und in den Tod treibt.“

Dabei war das Leiden für alle gleich. 
Als Beispiel sei nur der Feldpostbrief 
des 25 Jahre alten Franzosen Etienne 
Tanty vom 28. Januar 1915 an seine 
Familie genannt. Er berichtet, dass in 
seiner Einheit beim Rapport Briefe 
von gefangenen Deutschen vorgelesen 
wurden. Damit wollte die militärische 

Führung den französischen Soldaten 
verdeutlichen, wie schlecht es um die 
Stimmung beim Kriegsgegner stand, 
um so den Kampfeswillen der eigenen 
Truppen anzustacheln. 

Tanty war aber sehr überrascht, denn 
„sie schreiben dasselbe wie wir: das 
Unglück, die vergebliche Hoffnung auf 
Frieden, die ungeheuere Dummheit 
all dieser Dinge. Diese unglücklichen 
Boches sind wie wir! Sie sind wie wir 
und das Unglück ist für alle gleich...“   .

Michael Mayer

Deutsche Feldpost aus dem Ersten Weltkrieg vom Januar 1915 (verschriebenes Datum)
Foto: wikimedia commons/Andreas Thum
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 ir leben in einem freien,             
„ demokratischen Gemeinwe- 
sen, und wir wollen, dass es frei und 
demokratisch bleibe. Aber Freiheit 
und Demokratie sind nichts, was 
durch die Einrichtung einer Verfas-
sung ein für alle Mal garantiert wer-
den könnte. Wir haben eine demo-
kratische Verfassung gehabt. Aber sie 
wurde in ihrem Funktionieren durch 
die Blockmajorität von rechts und 
links gelähmt; und sie wurde durch 
Gewalt, die nicht den Widerstand 
organisierter Gegengewalt hervor-
rief, hinweggefegt. Gewiss haben 
nicht alle, die zu der Katastrophe 
ihr redliches Teil an Enthusiasmus 
und Bemühen beigetragen haben, 
die Folgen gewollt. Nur zu oft haben 
wir sie stammeln gehört: ‚So haben 
wir es nicht gemeint‘ – in der Erwar-
tung, dass man sie für den Gedan-
ken nach der Tat auf die Schulter 
klopfen würde. Aber dem Bürger 
einer Demokratie ist der Gedanke 
nach der Tat nicht erlaubt – er muss 
vorher denken, und er muss wissen, 
was er tut.“

Das klingt hart – und so ist es auch 
gemeint: „Eine Demokratie ist kein 
Schlaraffenland, in dem der friedli-
che Bürger seinen Geschäften nach-
gehen und sich des Wirtschaftswun-
ders erfreuen kann, sondern ein 
Zustand der täglichen, wohlgeüb-
ten und zur Gewohnheit gewordenen 
Wachsamkeit und Disziplin in den 
Grundfragen des politischen Lebens. 
Demokratie ist nur möglich, wo es 
Bürgertugend gibt. Und die erste der 
Tugenden, ohne die allen anderen die 
Ordnung des Handelns fehlt, ist das 
sichere Wissen um die Grundsätze des 
Zusammenlebens freier Menschen in 
einer freien Gesellschaft.“

Diese mahnenden Worte stehen am 
Anfang von Eric Voegelins Festvortrag 
zur feierlichen Eröffnung der Akade-
mie für Politische Bildung am 21. Feb-
ruar 1959. Sie sind heute aktueller 

denn je – in Zeiten von Political Cor-
rectness, informationeller Totalüber-
wachung, islamistischem Terror und 
massenhaften (Anti-)Pegida-Protesten  
in zahlreichen deutschen Städten. Auf 
die konsequente Frage, wo denn diese 
elementaren (ethischen und politi-
schen) Grundsätze zu finden seien, 
führt Voegelin an gleicher Stelle aus: 
„Die Schlagworte des politischen 
Lebens, zu denen auch ‚Demokra-
tie‘ und ‚Freiheit‘ gehören, geben sie 
uns nicht. Ausdrücke, die so sehr Kli-

schees geworden sind, dass ein Sowjet-
politiker sie ebenso gebrauchen kann 
wie ein Demokrat, bedürfen genauerer 
Besinnung auf ihre Bedeutung, damit 
nicht in eben ihrem Namen Freiheit 
und Demokratie zerstört werden.“

Vielmehr geht es darum, so Voe-
gelin weiter, „durch die Inkrustatio-
nen des Propagandamissbrauchs wie-
der zum Wesen der Sache“ durch-
zudringen. Damit gibt er der Akade-
mie Mittel, Weg und Ziel für ihre kon-
krete politische Bildungsarbeit vor. Es 
ist an ihr, jenseits hektischer politi-
scher Tagesbetriebsamkeit, übermäch-

tigen Zeit- und Opportunitätszwän-
gen und den stets hungrigen Augen 
und Ohren der Medien jene „großen 
Fragen politischer Freiheit und poli-
tischer Ordnung“ im Angesicht aktu-
eller Entwicklungen beständig neu zu 
stellen und zu reflektieren. Es ist an 
ihr, die Bürger zum selbständigen rati-
onalen politischen Urteil zu befähi-
gen und zum aktiven Eintreten für die 
Demokratie und ihre Grundlagen zu 
gewinnen – eben „Bürgertugend“ und 
„Gemeinsinn“ zu vermitteln.

Voegelin selbst hat die Akademie 
von Beginn an in vielfältiger Weise 
unterstützt: Als Vorstandsmitglied 
des 1957 konstituierten Gründungs-
kuratoriums hatte er maßgeblichen 
Anteil an der Erarbeitung der im 
September 1958 offiziell verabschie-
deten grundlegenden „Richtlinien 
für die Arbeit der Akademie“. Nach 
seiner Berufung auf den neugeschaf-
fenen Lehrstuhl für Politische Wis-
senschaften an der Universität Mün-
chen im Jahre 1958 bereicherte er 
nachhaltig die Veranstaltungen: 
Besondere Aufmerksamkeit erzielte 
sein Vortrag unter dem Titel „Was 
ist ‚Politischer Stil‘?“ im Rahmen der 
gleichnamigen Tagung vom Januar 
1962. Seine Auftritte zählen zwei-
fellos zu den frühen Sternstunden 
des Tutzinger Akademiebetriebs.
Nach seiner Emeritierung im März 

1969 war Voegelin in die USA zurück-
gekehrt, wohin er 1938 emigriert war. 
Am 19. Januar 1985 starb Eric Voege-
lin im Alter von 84 Jahren in Stanford /  
Palo Alto.

Für die Akademie und ihre Arbeit 
zählt er zu den wichtigsten Persön-
lichkeiten – über den unmittelbaren 
Gründungszeitraum und die frühe 
Etablierungsphase hinaus. In seinem 
Geiste stellen wir seither (auch) die 
„großen Fragen“ und mühen uns nach 
Kräften, jeweils das „Wesen der Sache“ 
zu ergründen und dazu vorzudringen.

Steffen H. Elsner

„Eine Demokratie ist kein Schlaraffenland“
Vor 30 Jahren starb unser Gründungskurator Eric Voegelin

W

Eric Voegelin (1901 ‑ 1985)
Foto: APB-Archiv
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zeitungsecho+medienstimmen+pressesplitter
Akademie-Arbeit und Veranstaltungen im Spiegel der Medien

19 Artikel, in denen das Wort Krieg 
vorkommt, zählte Ende September 
der Bamberger  Kommunikations-
wissenschaftler Markus Behmer in 
einer Ausgabe der Süddeutschen Zei-
tung. Behmer hatte – als Vertreter des 
Münchner Arbeitskreises öffentlicher 
Rundfunk gemeinsam mit der Akade-
mie für Politische Bildung in Tutzing 
– eine Tagung zum Thema „Krieg in 
Medien – Medien im Krieg“ ebendort 
organisiert.

Achtmal in den vergangenen zehn 
Jahren habe man sich Medien in die-
ser Situation gewidmet, sagte Michael 
Schröder. Der Medienexperte der Tut-
zinger Akademie zeichnete in weni-
gen Worten ein Lagebild: Viele Kon-
flikte seien in der Zwischenzeit hin-
zugekommen, der Journalismus habe 
sich rasant beschleunigt, die Mono-
polstellung der Medien sei weiter auf-
geweicht, es werde schwieriger, in der 
digitalen Welt annähernd die Wirk-
lichkeit abzubilden, das Fehlerrisiko 
steige. Immer wieder stelle sich die 
Frage, welche Bilder man zeige, wie-
viel Krieg und Elend dem Publikum 
zuzumuten sei. Viele Fragen, Beden-
ken und Unsicherheiten. Diesen Ein-
druck bestätigten auch die Vortragen-
den bei dieser zweitägigen Veranstal-
tung.

Drohnen-Journalismus 
ohne Empathie

SWR-Rundfunkreporter Martin Durm 
war aus dem Nordirak angereist. „Ich 
kann mich gar nicht satt sehen daran“, 
sagte er über seine Fahrt durch das 
idyllische spätsommerliche Oberbay-

ern nach Tutzing. „Mir hängt vieles 
nach“, äußerte er, der in 30 Berufs-
jahren schon viel vor allem von der 
arabischen Welt gesehen hat. Zuletzt 
berichtete Durm aus Erbil, der Haupt-
stadt des autonomen Kurdengebiets, 
dort seien 150.000 Flüchtlinge unter-
wegs.

Durm beschrieb seine Verunsiche-
rung bei seinen Recherchen: „Wir 
sind so verdammt unwissend in sol-
chen Kriegssituationen.“ Er berichte 
eher aus der zweiten Reihe. Denn 
Vor-Ort-Recherchen seien hochris-
kant. Durch die oftmals „nur noch 
virtuelle Wahrnehmung von Kriegen“ 
ginge die Glaubwürdigkeit zuneh-
mend verloren. Es fände über das Netz 
häufig „eine Art Drohnen-Journalis-
mus“ statt, dem die Empathie fehle. 
Empathie versucht er auf seine Weise 
zu vermitteln: „Man kann sich darauf 
einlassen, was ein Krieg mit den Men-
schen anrichtet.“ Diesen ständigen 
Kampf ums Überleben und Norma-
lität zu beschreiben, dafür lohne sich 
die Berichterstattung immer wieder. 
„Die Menschen haben ein ungeheuer 
großes Bedürfnis zu reden“, erklärte 
Durm, dafür sei das Radio das ideale 
Medium.

Von Hamburg aus arbeitet das 2011 
eingerichtete Content Center von 
ARD aktuell. Auch hier tragen die Kol-
legen eine große Verantwortung. Der 
Leiter des Content Centers, Michael 
Wegener, zeigte als Negativbeispiel 
ein Youtube-Video eines Netzano- 
nymus. Das Video trägt den Titel: 
„Die ARD- und ZDF-Lügner: Das-
selbe Video – verschiedene Berichte“. 
So etwas gelte es zu verhindern. Seine 

Abteilung sei dafür zuständig, vor 
allem Fotos und Videos aus dem Netz 
zu recherchieren, zu verifizieren und 
mit entsprechenden Metadaten zu 
versehen. Außerdem pflege man den 
Austausch mit der Community. „Nur 
wenn man dort selbst aktiv ist, kann 
man dort auch recherchieren“, erläu-
terte Wegener. Er zeigte, wie aufwän-
dig die Verifikation von Informatio-
nen und Materialien aus dem Internet 
erfolgt. Trotz akribischer Recherchen 
und eingespielter Verifizierungspro-
zesse mit hohem Zeitaufwand seien 
immer noch Fehler möglich, räumte 
Wegener ein.

Nadine Bilke, stellvertretende Leite-
rin der Hauptredaktion Neue Medien 
des ZDF, stellte ihr Konzept eines 
„konfliktsensitiven Journalismus“ vor, 
der von Journalisten bei der Bericht-
erstattung über Konflikte mehr 
Selbstreflektion und Empathie einfor-
dert (mehr dazu unter www.friedens-
journalismus.de)…

Beeindruckend auf die Teilneh-
mer wirkte der Vortrag des Bam- 
berger Journalisten und Fotografen 
Till Mayer: „Abseits der Schlacht- 
felder – Fotos von vergessener Not 
und vergessenen Konflikten“. Ma- 
yer, der beim Obermain-Tagblatt 
in Lichtenfels als Redakteur arbei-
tet, reist bereits seit knapp 20 Jah-
ren in Kriegs- und Krisenländer.  
„Die Würde des Menschen zu bewah-
ren ist das wichtigste“, mahnte Mayer. 
Ein Blick auf seine Homepage lohnt 
sich: www.tillmayer.de...

Thomas Mrazek im BJV-REPORT 5/2014 über die Tagung „Medien im Krieg“:

Der Krieg hat uns
Tutzinger Tagung zeigt die Probleme der Kriegsberichterstattung aus vielerlei Perspektiven

(siehe Akademie-Report 4/14, S. 13)
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Im Zentrum der Reihe Staatsverständnisse steht die Frage: 
Was lässt sich den Ideen früherer und heutiger Staats-

denker für ein zeitgemäßes Verständnis des Staates ent-
nehmen? Das Thema Idealstaat ist seit Platon und Tho-
mas Morus untrennbar mit der Geschichte der Utopie ver-
knüpft. Auch die frühe Utopieforschung interpretierte 
Utopien als Idealstaatsmodelle in literarischer Kostümie-
rung und gab ihnen den Namen „Staatsromane“.

Aber ist das Urteil zutreffend? Sind die Entwürfe über-
haupt ernst gemeint? Welche Gesellschaftsfiktionen hat 
die Utopiegeschichte hervorgebracht? Welche Wandlun-
gen und Lernprozesse hat sie durchlebt?

Die versammelten Beiträge zeigen einerseits den Pluralismus der utopischen Verfassungs- und 
Gesellschaftsmodelle – von autoritär bis anarchistisch, von republikanisch bis monarchisch, von 
statisch bis dynamisch. Andererseits dokumentieren sie die Breite der utopischen Intention, die 
neben ideal gemeinten Vorbildern auch viele spielerische, philosophische, satirische und dystopi-
sche Versionen kennt. So zeigt sich: Im Mittelpunkt der Entwürfe steht oftmals nicht das Muster-
bild der beschriebenen Einrichtungen und Sitten, sondern die Kritik an den realhistorischen Ver-
hältnissen und die gedankenexperimentelle Erkundung sozialer und politischer Prinzipien.

Mit Beiträgen von Wolfgang Biesterfeld, Herbert Jaumann, Peter Kuon, Thomas Möbius, Martin Mül-
ler, Heidi Nenoff, Richard Saage, Stefano Saracino, Thomas Schölderle, Eva-Maria Seng, Peter Seyferth, 
Michael Spieker, Ludwig Stockinger und Ulrich Weiß.

Thomas Schölderle (Hrsg.)
Idealstaat oder Gedankenexperiment?
Zum Staatsverständnis in den klassischen Utopien
Nomos-Verlag, Baden-Baden 2014, 322 S., brosch., 
52,00 € (Staatsverständnisse, Bd. 67)
ISBN 978-3-8487-0312-8

Alle Macht den Bürgern? Die Diskussion um mehr poli-
tische Beteiligungsrechte wird in Fachwelt und Öffent-

lichkeit intensiv geführt. Doch neben die großen Hoffnun-
gen, die mit der Forderung nach mehr direkter Demokra-
tie verknüpft sind, treten auch warnende Stimmen, die auf 
ernüchternde Erfahrungen verweisen. Der Band präsen-
tiert internationale Forschungsergebnisse über die Funk-
tionsweise direkter Demokratie und liefert dabei umfas-
sende empirische Antworten zu den Vor- und Nachteilen 
direkt-demokratischer Verfahren auf nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene.

Ursula Münch / Eike-Christian Hornig /
Uwe Kranenpohl (Hrsg.)

Direkte Demokratie
Analysen im internationalen Vergleich

Nomos-Verlag, Baden-Baden 2014, 279 S.,
brosch., 54,00 €, ISBN 978-3-8329-7916-4
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Was bedeutet soziale und politische Gerechtigkeit? 
Wie können der Sozialstaat und die dazu nötigen 

Umverteilungen von Einkommen und Vermögen gerecht-
fertigt werden? Über diese Fragen wurde in den letzten 
Jahrzehnten ausgiebig geforscht und diskutiert. Die viel-
leicht bemerkenswertesten Antworten präsentierte der 
amerikanische Philosoph Michael Walzer in seinem 1983 
erschienenen Werk Spheres of Justice.

Die fünfzehn Beiträge des Bandes kommentieren die ver-
schiedenen Maßstäbe einer gerechten Verteilung, die Wal-
zer für Güter bzw. Sphären wie Staatsbürgerschaft, Wohl-
fahrt und Sicherheit, Geld, Ämter, Arbeit, Freizeit, Bildung, 
Anerkennung und politische Macht vorschlägt.

Der Band enthält zudem eine ausführliche Einführung der Herausgeber in Sphären der Gerech-
tigkeit und ein Vorwort von Michael Walzer, in dem er seine Idee einer „komplexen Gleichheit“ und 
seine zentrale Fragestellung erklärt: Wie lässt sich eine gerechte Gesellschaft von Gleichen schaf-
fen, wenn sich ungleiche Verteilungen letztlich nicht vermeiden lassen? Der Band ist unerlässliche 
Lektüre für alle Philosophen, Politikwissenschaftler und Soziologen, die sich für Walzers Gerechtig-
keitstheorie interessieren.

Manuel Knoll / Michael Spieker (Hrsg.), 
Michael Walzer (Vorwort)
Michael Walzer: Sphären der Gerechtigkeit
Ein kooperativer Kommentar
Franz Steiner Verlag, Stuttgart 2014, 271 S., 49,00 €
ISBN 978-3-515-10916-1

Johannes Hürter / Michael Mayer (Hrsg.)
Das Auswärtige Amt in der NS-Diktatur

Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für
Zeitgeschichte Bd. 109, 250 S., brosch., 24,95 €

ISBN 978-3-486-78139-7

Die Studie „Das Amt und die Vergangenheit“ (2010) hat 
nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch in der 

Fachwissenschaft eine lebhafte Debatte über die Rolle des 
Auswärtigen Amts in der NS-Diktatur hervorgerufen.

Der vorliegende Sammelband bezieht sich auf diese Dis-
kussion, soll sie jedoch nicht erneut führen, sondern vor 
allem eine Bestandsaufnahme der Forschung nach der 
Debatte sein. Was wissen wir wirklich über das Auswär-
tige Amt im Nationalsozialismus, wo liegen die Desiderate, 
was ist gerade in Arbeit, was unbestritten, was umstritten? 
Ganz ohne Rückblick auf die Debatte über „Das Amt“ kann 
aber auch dieser Band nicht auskommen. Mal implizit, mal 
explizit wird in ihm der Frage nachgegangen, wie sich die-
ser Streit zwischen Historikern in die Entwicklung der For-
schung und der Geschichtsbilder einordnen lässt.
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Stefan Fuchs in:
Die politische Meinung Nr. 524, Januar/Februar 2014, 
59. Jahrgang, S. 120–123.

Die Legitimität des Sozialstaates zu bekräftigen, 
ist das Ziel eines Bandes über den „Sozialstaat – 

Fundamente und Reformdiskurse“, der aus einer 
Tagungsreihe der Akademie für Politische Bildung 
Tutzing entstanden ist. Die Beiträge spannen einen 
weiten Bogen von den normativen Begründungen 
des Sozialstaates über Politikfeldanalysen (zu Ren-
ten, Grundsicherung und Familienförderung) bis 
hin zu grundsätzlichen Stellungnahmen zum Sozial-
staat in Deutschland. Die Autoren eint das Bekennt-
nis zu einem entwickelten Sozialstaat, der für sie ein 
notwendiger Bestandteil einer modernen Demokra-
tie ist. Zu den demokratischen Kernaufgaben gehöre 
es nicht nur, die liberalen Grundrechte der Bürger 
zu gewährleisten, sondern darüber hinaus „sozi-
ale Rechte“ anzuerkennen und 
umzusetzen, wie Frank Nullmeier 
(„Normativer Vorrang der Demo-
kratie vor dem Sozialstaat?“) for-
muliert.

Entschieden verteidigen die Auto-
ren den Sozialstaat gegen den von 
einigen Libertären erhobenen 
Vorwurf, dass der Sozialstaat die 
Freiheit der Bürger im Namen der sozialen Sicher-
heit beschneide und ihren Leistungswillen schwä-
che. Weit davon entfernt, leistungsfeindlich zu sein, 
fördere der „Rheinische Kapitalismus“, so konsta-
tiert Markus Vogt, mit seinen solidarischen Hil-
fen in Notlagen „die Fähigkeit und Bereitschaft zu 
individueller Leistung und Verantwortungsüber-
nahme“. Beispielhaft für die Produktivitäts- und 
Leistungsvorteile solidarischer Sicherungssysteme 
sei der Einsatz des Kurzarbeitergeldes 2008/2009: 
Dieser habe es der deutschen Wirtschaft ermög-
licht, die Finanzkrise ohne Massenentlassungen zu 
überstehen, und so maßgeblich zum sogenannten 
deutschen „Beschäftigungswunder“ beigetragen. 
Bekanntlich wird Deutschland im Ausland wegen 

seines Beschäftigungserfolges beneidet; als vorbild-
lich gilt insbesondere die niedrige Jugendarbeitslo-
sigkeit. Merkwürdigerweise spielt dieser Erfolg des 
„Modells Deutschland“ in dem Sammelband kei-
nerlei Rolle; international vergleichende Analysen 
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik fehlen leider in 
dieser Publikation.

Meinungsmache gegen Fakten

Statt mit empirisch messbaren Entwicklungen 
befassen sich die meisten Autoren stärker mit „Dis-
kursen“, in denen sie den Schlüssel zum Verständnis 
der jüngeren Sozialstaatsreformen zu erkennen mei-
nen. Am schärfsten formuliert diese Sicht Albrecht 
Müller, für den „die politische Wende bis hin zur 
Agenda 2010 vor allem mit einer Hegemonie über 
die Meinungsbildung bewirkt worden ist und nicht 
durch objektive Standortschwierigkeiten, die angeb-

lich neue Globalisierung und die 
angeblich schwierige demografi-
sche Entwicklung“.

Der Grund für die Sozialstaats-
reformen seien nicht objektive 
Gegebenheiten, sondern eine von 
„Interessen gesteuerte Meinungs-
mache“ gegen den Sozialstaat. 
Seit der „Tendenzwende“ in den 
1970er-Jahren hätten CDU/CSU 
und Wirtschaftslobbyisten syste-
matisch den Sozialstaat diskre-
ditiert, um eine „Privatisierung 
gesellschaftlichen Reichtums“ 
durchzusetzen. Zu diesem Zweck 
werde im Staatssektor „auf allen 
Ebenen gespart“. Belege dafür lie-
fert Müller nicht. Tatsächlich sind 

die jährlichen Sozialausgaben pro Kopf trotz der 
Agenda-Reformen seit 2003 von knapp unter 8.000 
Euro auf über 10.000 Euro (2009) gestiegen.

In anderen Ländern, die solche Sozialreformen 
nicht durchführten, sind diese Ausgaben noch stär-
ker gestiegen: in Frankreich zum Beispiel von 8.200 
Euro (2003) auf nahezu 11.000 Euro pro Kopf. Mit 
seinem immensen Staatssektor (fast 60 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts) müsste Frankreichs Wirt-
schaft aus Müllers Perspektive eigentlich blühen, 
tatsächlich leidet sie aber unter Stagnation und 
Arbeitslosigkeit. Die bessere Beschäftigungslage in 
Deutschland hat nun unstrittig mit größerer Wett-
bewerbsfähigkeit und diese mit einem geringeren 

Über Fundamente und Reformdiskurse des Sozialstaates
Solidarisch, frei, „rheinisch-kapitalistisch“

Michael Spieker (Hrsg.):
Der Sozialstaat
Fundamente und Reform- 
diskurse. Nomos Verlagsge- 
sellschaft, Baden-Baden 2012, 
305 S., 49,00 €
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Anstieg der Lohnkosten zu tun. Neben der mode-
raten Tarifpolitik spielen dafür die Rentenreformen 
eine Schlüsselrolle: Während in Frankreich und 
Südeuropa die Rentenausgaben von 2000 bis 2010 
stark anstiegen, blieben sie in Deutschland kons-
tant. Möglich war diese Konsolidierung bei einer 
wachsenden Zahl von Rentenbeziehern nur durch 
schmerzhafte Einschnitte in das Rentenniveau. Den 
Rentenreformen gilt nun Müllers besonderer Zorn. 
Er bestreitet rundweg, dass die Alterung der Gesell-
schaft zu Einschränkungen im Interesse der Jünge-
ren zwingt. Die Problematik des demografischen 
Wandels ist für ihn ein Propagandakonstrukt, das 
die Finanzindustrie nutze, um mit der privaten 
Altersvorsorge ein „Riesengeschäft“ zu machen.

Mehr Diskurs, weniger Empirie

Dagegen belegt Stefanie Wahl in ihrem Beitrag 
nüchtern die Kosten der alternden Gesellschaft für 
die soziale Sicherung, die besonders in der Kran-
kenversicherung weitere Reformen erfordere. Ihr 
Plädoyer für die kapitalgedeckte Altersvorsorge ver-
mag allerdings in Zeiten negativer Realzinsen – Kri-
tiker der Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 
(EZB) sprechen von einer „schleichenden Enteig-
nung der Sparer“ – nicht mehr zu überzeugen.

Generell beleuchten die Autoren die Folgen der 
Finanz- und Geldpolitik für die soziale Sicherung 
zu wenig. Sofern die Finanzkrise überhaupt eine 
Rolle spielt, führen die Autoren die Auswüchse des 
Finanzkapitalismus auf einen ideologisch motivier-
ten „Neoliberalismus“ zurück. Dass die Deregu-
lierung der Finanzmärkte auch dem Interesse der 
Staaten und dabei nicht zuletzt dem Ziel folgte, zur 
Finanzierung von Sozialausgaben mehr Schulden 
machen zu können, bleibt ausgeblendet. Insgesamt 
leidet der Band in seinen politischen Analysen unter 
der verbreiteten Neigung, sich mehr mit Diskursen 
als mit der Empirie zu befassen.

Gute Gründe für staatliche 
Wohlfahrt

Die Stärke des Bandes liegt in den normativen 
Begründungen des Sozialstaates. Michael Spieker 
zeichnet die Anfänge sozialstaatlichen Denkens 
in der deutschen Aufklärung nach: Im Gegensatz  
zu gängigen Urteilen über das „polizeistaatliche“ 
Denken des konservativen Rechtsphilosophen 
Christian Wolff sieht er in dessen Auffassungen keine 
Entmündigung der Untertanen, sondern Ansätze 
einer subsidiären, freiheitlichen Wohlfahrtsstaats-
konzeption. Mit Bezug auf Immanuel Kant weist 
er nach, dass die Ablehnung der Eudämonie als  
Legitimation des Staats keine generelle Absage an 

Sozialstaatlichkeit bedeutet. So befürwortete Kant 
eine steuerfinanzierte Armenfürsorge und wies 
in seiner Friedensschrift „Zum ewigen Frieden.  
Ein philosophischer Entwurf “ (1795) der Poli-
tik auch die Sorge für das Glück der Bürger zu. An 
die Kantische Gesellschaftsvertragslehre knüpfte 
im 20. Jahrhundert John Rawls in seiner Theorie 
der Gerechtigkeit an. Gegen libertäre Interpreta- 
tionen von Rawls zeigt Manuel Knoll, dass seine 
Theorie wohlfahrtsstaatliche Interventionen zu 
begründen vermag. Entgegen Rawls’ eigener Über-
zeugung könne aber selbst seine Konzeption in plu-
ralistischen Gesellschaften keinen Konsens herstel-
len, die Gegensätze in den Gerechtigkeitsvorstellun-
gen ließen sich nicht aufheben.

Zauberformel „Inklusion“

Dessen ungeachtet meinen manche, mit der Zauber-
formel „Inklusion“ das für alle passende Leitbild der 
Sozialpolitik gefunden zu haben. Inga Fuchs-Gold-
schmidt („Moral, Gerechtigkeit, Inklusion“) sieht 
in der Inklusion „die unabdingbare Bedingung der 
Möglichkeit für ein sinnvolles Leben“. Was bedeutet 
nun aber „Inklusion“, die den Einzelnen angeblich 
erst zu „ einem vollwertigen Mitglied der Gesell-
schaft“ macht? Erfordert die Inklusion zum Beispiel 
immer Erwerbstätigkeit? Um ein aktuelles Beispiel 
zu nennen: Ist das Betreuungsgeld ein „Fehlanreiz“, 
weil es Mütter davon abhält, ihre Kinder in Krippen-
betreuung zu geben und sich selbst in den Arbeits-
markt zu „integrieren“? Es wäre sicher falsch, den 
Fürsprechern der „Inklusion“ das bewusste Stre-
ben nach einem paternalistischen Betreuungsstaat 
zu unterstellen. Nicht zu übersehen ist aber, dass 
„Inklusion“ als Deckmantel für eine „One-Size-fits-
all-Politik“ dienen kann, die – von der Kindererzie-
hung bis zur Gesundheitsvorsorge – die Pluralität 
der Präferenzen und Lebensentwürfe in der moder-
nen Gesellschaft negiert und die Menschen bevor-
mundet. 

Nach einer anregenden Lektüre über „Funda-
mente und Reformdiskurse“ des Sozialstaates bleibt 
es daher dem Leser überlassen, weiter darüber nach-
zudenken, wie die von Autoren wie Markus Vogt 
geforderte „solidarische Leistungsgesellschaft“ poli-
tisch geordnet werden könnte.

Stefan Fuchs

Geboren 1981 in Bonn, Mitarbeiter am Insti-
tut für Politische Wissenschaft und Soziolo-
gie, Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universi-
tät Bonn, seit März 2010 Geschäftsführer der 
Deutschen Gesellschaft für Demographie.Re
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Prof. Dr. Ursula Münch

Herausgeberschaften:

Direkte Demokratie. Analysen im internationalen Vergleich (zus. mit Eike-Christian Hornig / Uwe Kra-
nenpohl), Baden-Baden (Nomos) 2014 (Tutzinger Studien zur Politik hrsg. von der Akademie für Politi-
sche Bildung Tutzing, Band 7)

Parteien und Demokratie. Innerparteiliche Demo-
kratie im Wandel (zus. mit Uwe Kranenpohl / Henrik 
Gast), Baden-Baden (Nomos) 2014 (Tutzinger Stu-
dien zur Politik hrsg. von der Akademie für Politi-
sche Bildung Tutzing, Band 6)

Aufsätze:  

Dialog und kritische Aneignung. Die Leistung der 
politischen Bildung für die politische Praxis, in: 
Außerschulische Bildung (4/2014), S. 345-351
[http://www.adb.de/download/publikationen/
AB%204_14_M%C3%BCnch_Ursula_Die%20Leis-
tungen%20der%20politischen%20Bildung%20
f%C3%BCr%20die%20politische%20Praxis.pdf ]

Partner im Bund – politische Gegner im Freistaat. 
Zum Verhältnis von CSU und BayernSPD in Phasen 
der Großen Koalition, in: Ursula Münch / Uwe Kra-
nenpohl / Henrik Gast (Hrsg.): Parteien und Demo-
kratie. Innerparteiliche Demokratie im Wandel, 
Baden-Baden (Nomos) 2014 (Tutzinger Studien zur 
Politik hrsg. von der Akademie für Politische Bil-
dung Tutzing, Band 6), S. 169-200

Asylpolitik in Deutschland – Akteure, Interessen, Strategien, in: Stefan Luft / Peter Schimany (Hrsg.):  
20 Jahre Asyl- und Zuwanderungskompromiss. Bilanz und Perspektiven, Bielefeld (Transcript) 2014,  
S. 69-86 

(Gesellschafts-)Politische Bildung als Teil des Studiums, in: Nicola Düll / Katharina von Helmolt / Begoña 
Prieto Peral / Stefan Rappenglück / Lena Thurau (Hrsg.): Migration und Hochschule. Herausforderungen 
für Politik und Bildung, Hannover (ibidem-Verlag) 2014 (Reihe Kultur – Kommunikation – Kooperation, 
Band 17), S. 141-151

Land (und Föderalismus) unter? Chancen und Grenzen des Hochwasserschutzes im föderalen System 
der Bundesrepublik Deutschland (zus. mit Wiebke Drews / Andreas Jager), in: Jahrbuch des Föderalis-
mus 2014. Föderalismus, Subsidiarität und Regionen in Europa, hrsg. vom Europäischen Zentrum für 
Föderalismus-Forschung Tübingen, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 159-173
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Unvereinbare Positionen? Der Streit um die Familienpolitik und seine Folgen für die Bundestagswahl, in: 
Eckhard Jesse / Roland Sturm (Hrsg.): Bilanz der Bundestagswahl 2013 –  Voraussetzungen, Ergebnisse, 
Folgen, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 531-548

Vielfalt der Demokratie (zus. mit Jörg Siegmund), in: Michael Reder / Mara-Daria Cojocaru (Hrsg.): Zukunft 
der Demokratie. Ende einer Illusion oder Aufbruch zu neuen Formen? Stuttgart (Kohlhammer) 2014  
(= Globale Solidarität – Schritte zu einer neuen Weltkultur; Veröffentlichungen des Forschungs- und Stu-
dienprojekts der Rottendorf-Stiftung an der Hochschule für Philosophie, Philosophische Fakultät S.J., 
München, Band 24), S. 138-149

Artikel:

Arnold Bergstraesser (1896-1964) (zus. mit Thomas Schölderle), in: Winfried Böttcher (Hrsg.): Klassiker 
des europäischen Denkens. Friedens- und Europavorstellungen aus 700 Jahren europäischer Kulturge-
schichte, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 598-607 

Rezension:

Zu Walter Eisenhart: Historische und politische Bildung, in: Politische Studien 458, S. 82-84
[http://www.hss.de/uploads/tx_ddceventsbrowser/PS_458_Internet.pdf ]

Dr. Andreas Kalina

Beitrag in Sammelbänden:

Václav Havel. Poet der Einheit in der Vielfalt, in: Winfried Böttcher (Hrsg.): Klassiker des europäischen 
Denkens. Friedens- und Europavorstellungen aus 700 Jahren europäischer Kulturgeschichte, Baden-Ba-
den (Nomos) 2014, S. 735‑742

Monografie:

Erfolgreich. Politisch. Bilden. Faktensammlung zum Stand der politischen Bildung in Deutschland, Ber-
lin / Sankt Augustin (Konrad-Adenauer-Stiftung), 2014 (2., vollkommen überarbeitete und erweiterte 
Auflage)

Dr. Michael Mayer

Beiträge in Sammelbänden:

Das Auswärtige Amt in der NS-Diktatur (zus. mit Johannes Hürter), München (Oldenbourg) 2014 (Schrif-
tenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Band 109)

Rabota nad proschlym: XX vek v kommunikatsii i pamjati poslevoennyh pokolenij Germanii i Rossii. [Die 
Arbeit an der Vergangenheit. Das 20. Jahrhundert im Gedächtnis und in der Kommunikation russischer und 
deutscher Nachkriegsgenerationen] (zus. mit Oxana Nagornaja [et al.]), Tscheljabinsk (Kamennyj pojas) 2014
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Dr. Wolfgang Quaisser 

Aufsatz:

Der Euro und die (gemeinsamen) Schulden, in: Ifo Schnelldienst (Nr. 15/2014), 14. August 2014,  
S. 17-26

Re
ze

ns
io

ne
n 

N
eu

er
sc

he
in

un
ge

n 
Pu

bl
ik

at
io

ne
n

Dr. Anja Opitz 

Herausgeberschaft:

The EU´s External Action Service. Potentials for a one Voice Foreign Policy? (zus. mit Doris Dialer / Hein-
rich Neisser), Innsbruck (innsbruck university press) 2014

Beiträge in Zeitschriften:

European Security and Defence: An Overview, in: e-International Relations: The world’s leading web-
site for students of international politics, http://www.e-ir.info/2014/01/15/european-security-and- 
defence-an-overview/, 15. Januar 2014

Aufsätze:

No Unwanted Advices: The People’s Republic of China and the Two German States between Tiananmen 
Square Protests and German Reunification 1989/90, in: Joanne Miyang Cho / David Crowe (Hrsg.): Tran-
scultural Encounters between Germany and China since the Eighteenth Century, New York (Palgrave 
Macmillan) 2014, S. 267-282

Diplomaten im Krieg: Die Deutsche Botschaft Paris und die NS-Unrechtspolitik im besetzten Frankreich, 
in: Johannes Hürter / Michael Mayer (Hrsg.): Das Auswärtige Amt in der NS-Diktatur. Forschungsstand –  
Forschungskontroversen – Forschungsdesiderate, München (Oldenbourg) 2014 (Schriftenreihe der 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Band 109), S. 177-195

Staraja i novaja „vostochnaja politika“ kak pokolencheskaja problema: FRG i SSSR mezdu Adenauerom i 
Brandtom (na primere potavok gasovyh trub) [Alte und neue Ostpolitik als Generationenfrage: Die Bun-
desrepublik und die Sowjetunion zwischen Adenauer und Brandt am Beispiel der Erdgas-Röhren-Ge-
schäfte], in: Rabota nad proschlym: XX vek v kommunikatsii i pamjati poslevoennyh pokolenij Germanii 
i Rossii. [Die Arbeit an der Vergangenheit. Das 20. Jahrhundert im Gedächtnis und in der Kommunika-
tion russischer und deutscher Nachkriegsgenerationen]. (hrsg. mit Oxana Nagornaja [et al.].), Tschelja-
binsk (Kamennyj pojas) 2014, S. 224-234

Zeitungsartikel:

Wie konnte es zum Holocaust kommen? in: Süddeutsche Zeitung, 17. Juni 2014, S. 13

Ausrottung als Kriegsziel. Beeinflusste die amerikanische Westexpansion das deutsche Lebensraum-
konzept? in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 23. Dezember 2014, S. 7
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Dr. Michael Schröder

Herausgeberschaften:

Live dabei. Echtzeitjournalismus im Zeitalter des 
Internets (zus. mit Axel Schwanebeck), Baden-Baden 
(Nomos) 2014   

Politik und politische Bildung in der digitalen Welt. 
Chancen und Herausforderungen, Reinbek bei Ham-
burg (Lau-Verlag/Edition Olzog) 2014

Aufsätze:

Politiker und Journalisten im Berliner Hamsterrad, in: 
Michael Schröder / Axel Schwanebeck (Hrsg.): Live 
dabei. Echtzeitjournalismus im Zeitalter des Inter-
nets, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 45–52

Medienpädagogik und Digitalisierung politischer 
Kommunikation, in: Michael Schröder (Hrsg.): Poli-
tik und politische Bildung in der digitalen Welt, Rein-
bek bei Hamburg (Lau-Verlag/Edition Olzog) 2014,  
S. 11–35

Dr. Thomas Schölderle

Herausgeberschaft:

Idealstaat oder Gedankenexperiment? Zum Staatsverständnis in den klassischen Utopien, Baden-Ba-
den (Nomos) 2014 (Reihe Staatsverständnisse, Band 67)

Beiträge in Sammelbänden:

Arnold Bergstraesser (1896–1964) (zus. mit Ursula Münch), in: Winfried Böttcher (Hrsg.): Klassiker des 
europäischen Denkens, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 598–606

Idealstaat oder Gedankenexperiment? Zur Konzeptionalisierung der Begriffe im Kontext von Staatsdis-
kurs und Utopieforschung (Einleitung), in: Thomas Schölderle (Hrsg.): Idealstaat oder Gedankenexperi-
ment? Zum Staatsverständnis in den klassischen Utopien, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 9–28

Thomas Morus’ Utopia (1516). Das Idealstaatsmotiv und seine ironische Brechung im Gedankenexpe-
riment, in: Thomas Schölderle (Hrsg.): Idealstaat oder Gedankenexperiment? Zum Staatsverständnis in 
den klassischen Utopien, Baden-Baden (Nomos) 2014, S. 55–78

Aufsätze in Fachzeitschriften:

Sentieri dell‘utopia. Sulla storia del pensiero utopico, in: Azimuth, Philosophical Coordinates in Modern 
and Contemporary Age, 2. Jg., Heft 1/2014, S. 11–30
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Dr. Michael Spieker

Herausgeberschaft:

Sphären der Gerechtigkeit. Ein kooperativer Kommentar (zus. mit Manuel Knoll), Stuttgart (Steiner) 2014

Beiträge in Sammelwerken:

Platons Politeia (ca. 370 v. Chr.). Das paradeigma des gerechten Staates, in: Thomas Schölderle (Hrsg.): 
Idealstaat oder Gedankenexperiment. Zum Staatsverständnis in den klassischen Utopien, Baden-Baden 
(Nomos) 2014, S. 31-54

Einführung in Michael Walzers Gerechtigkeitstheorie (zus. mit Manuel Knoll), in: Manuel Knoll / Michael 
Spieker (Hrsg.): Michael Walzer: Sphären der Gerechtigkeit. Ein kooperativer Kommentar, Stuttgart (Stei-
ner) 2014, S. 15-26

Göttliche Gnade, in: Manuel Knoll / Michael Spieker (Hrsg.): Michael Walzer: Sphären der Gerechtigkeit. 
Ein kooperativer Kommentar, Stuttgart (Steiner) 2014, S. 199 – 208
 
Zeitschriftenbeitrag:

Hegel’s Idea of Nature and Man, in: International Journal of Confucian Studies 22 (2014), S. 126 – 143

Re
ze

ns
io

ne
n 

N
eu

er
sc

he
in

un
ge

n 
Pu

bl
ik

at
io

ne
n

Kollegium:
Volker Benkert M.A. (Vertretung Dr. Michael Mayer)
Zeitgeschichte

Dr. Saskia Hieber 
Internationale Politik

Dr. Andreas Kalina 
Gesellschaftlicher und politischer Wandel

Dr. Gero Kellermann 
Staats- und Verfassungsrecht, Rechtspolitik

Dr. Michael Mayer 
Zeitgeschichte

Dr. Anja Opitz 
Internationale Politik

Dr. Wolfgang Quaisser 
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Dr. Michael Schröder
Medien, Kommunikationspolitik, Öffentlichkeitsarbeit

Dr. Manfred Schwarzmeier 
Organisationsreferent 
Parlamentarismus- und Parteienforschung

Jörg Siegmund M.A. 
Persönlicher Referent der Direktorin 
Demokratie- und Wahlforschung, Politikevaluation

Dr. Michael Spieker 
Ethische und theoretische Grundlagen der Politik

StRin Barbara Weishaupt 
Schulbezogene Projekte und Bildungspolitik

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: 
Sebastian Haas M.A.

Akademiedirektorin: 
Prof. Dr. Ursula Münch

Vorsitzender des Kuratoriums: 
Dr. Friedrich Wilhelm Rothenpieler

Vorsitzender des Beirats: 
Prof. Dr. Klaus Meisel

Tiefgang am See
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Themen Tagungen Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche 
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten 
um Ihr Verständnis!

10-3* 		  3. – 6. März
Tutzinger Schülerforum: Nahost-Region
Leitung: Michael Ingber / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

10-2		  6. – 8. März
Verdummte Öffentlichkeit? 
Public Relations zwischen 
Manipulation und Wahrheit
Leitung: Michael Schröder / Perry Reisewitz
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17

11-1*		  9. – 13. März
Geschichte und Sozialkunde an der FOS/BOS
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Gero Kellermann / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

11-2*		  9. – 13. März
Aktuelle Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Wolfgang Quaisser / Oliver Laqua 
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

11-4 		  13. – 14. März
Armut  – Ursachen und Folgen
eines wachsenden Problems
Leitung: Michael Spieker
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

12-1*		  19. – 20. März
International Relations Meets Didactics: 
Die neue Lehre der Internationalen Beziehungen
Leitung: Anja Opitz / Anna Geis / 
Stephan Stetter / Bernhard Zangl 
Sekretariat: Simone Zschiegner  Tel. 08158/256-44

13-3*     	  	 23. – 25. März 
Afghanistan und seine Nachbarn        
Grenzen des Engagements? 
Leitung: Saskia Hieber / Barbara Weishaupt 
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

13-1		  27. – 28. März
Future is back in town: 
Die Stadt von morgen gestalten
In Zusammenarbeit mit der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau
Leitung: Ursula Münch / Gero Kellermann / 
Heinrich Schroeter
Sekretariat: Sabine Wohlhaupter  Tel. 08158/256-47

16-1* 		  13. – 15. April
Staatsbürgerliche Bildung am Gymnasium
Fortbildung für Seminarlehrkräfte mit der 
Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Barbara Weishaupt / 
Sabine Wintermantel / Gerhard Hammer
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

16-2*		  13. – 15. April
Methodik und Didaktik des Sozialkunde-
unterrichts an Realschulen
Fortbildung für Seminarlehrkräfte mit der 
Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Barbara Weishaupt /  
Sabine Wintermantel / Philipp Beyer
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen
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Themen Tagungen Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche 
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten 
um Ihr Verständnis!

16-3*		  13. – 15. April
Methodik und Didaktik des Sozialkunde-
unterrichts am Gymnasium
Fortbildung für Seminarlehrkräfte mit der 
Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Barbara Weishaupt /  
Sabine Wintermantel  /  Wolf Weigand
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

16-4* 		  15. – 17. April
Staatsbürgerliche Bildung an der Realschule
Fortbildung für Seminarlehrkräfte mit der 
Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Sabine Wintermantel / 
Philipp Beyer
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

16-5		  17. – 18. April
Zwischen Jugendarbeitslosigkeit und Früh-
verrentung: Arbeitsmarktpolitische Heraus-
forderungen in Deutschland und Europa
In Zusammenarbeit mit dem IAB Nürnberg 
und dem IOS Regensburg
Leitung: Wolfgang Quaisser / Jürgen Jerger / 
Ulrich Walwei
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

17-3*		   20. – 22. April
Tutzinger Schülerforum: EuropaPolitik erleben!
Leitung: Robert Lohmann / Barbara Weishaupt
Sekretariat: Antonia Kreitner  Tel. 08158/256-58

17-5		  23. – 26. April
Tutzinger Schülerforum: Nahost-Region
Leitung: Michael Ingber / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

17-1		  24. – 26. April
Unsere Väter, unsere Mütter. 
Deutsche Generationen im 20. Jahrhundert 
Leitung: Volker Benkert 
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

17-2		  25. April
Gratwanderungen – Medienethik
im Zeitalter der Boulevardisierung
In Zusammenarbeit mit der Evangelischen Arbeits-
gemeinschaft Medien (EAM) des Deutschen Evange-
lischen Frauenbunds (DEF), Landesverband Bayern e.V.
Leitung: Michael Schröder / Katharina Geiger / 
Sabine Jörk
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Außenveranstaltung in Bayreuth

18-2*		  27. – 29. April
Globale Konfliktherde: 
Übersicht – Stand – Perspektiven 
Fortbildung Internationale Politik in Kooperation mit 
dem Systemzentrum Luftfahrzeugtechnik Penzing
Leitung: Anja Opitz / Jochen Fröschle / Herbert Meßner
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

18-3*		  27. – 29. April
Globale Gesundheitssicherheit – 
Gefahren, Herausforderungen und Potentiale
In Kooperation mit dem DHB-Netzwerk Haushalt e.V.
Leitung: Anja Opitz / Hannelore Egger / 
Robert Lohmann
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

Zeichnung: Mester
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Themen Tagungen Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche 
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten 
um Ihr Verständnis!

19-1*		  4. – 8. Mai 
Geschichte des Nahost-Konflikts 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Volker Benkert / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

19-2*		  4. – 8. Mai
Grundlagen des Islam
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Spieker / Angelika Klemenz-Klebl
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay 	  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

19-4		  8. – 9. Mai
Mein Bildungsideal: 
Individuelle Werte im Praxistest
In Zusammenarbeit mit dem Referat Lehramt der 
Studierendenvertretung und dem Münchner 
Zentrum für Lehrerbildung (MZL) der Ludwig-
Maximilians-Universität München
Leitung: Jörg Siegmund / Barbara Weishaupt
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

20-1		  11. – 13. Mai
Brennpunkte europäischer Politik:
Regionalismus, Migration, Finanzen
In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb)
Leitung: Gero Kellermann / Walter Staufer
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay 	  
Tel. 08158/256-17

20-4		  15. – 17. Mai 
Feinde, Freunde, Fremde? 
Deutsche Perspektiven auf die USA  
Leitung: Volker Benkert 
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

21-1* 		  18. – 22. Mai
Islamismus – Herausforderung und 
Bedrohung der Demokratie
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Schröder / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

21-2*		  18. – 22. Mai
Der Nahost-Konflikt: Aktuelle Entwicklungen 
und veränderte Fragestellungen
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Anja Opitz / Barbara Keppeler
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

E-Mail-Adressen der Sekretariate:

Sabine Wohlhaupter		  S.Wohlhaupter@apb-tutzing.de 
(Sekretariat der Direktorin)
Antonia Kreitner			  A.Kreitner@apb-tutzing.de
Ingrid Rauš	 		  I.Raus@apb-tutzing.de
Heike Schenck			   H.Schenck@apb-tutzing.de
Alexandra Tatum-Nickolay	 A.Tatum-Nickolay@apb-tutzing.de
Simone Zschiegner		  S.Zschiegner@apb-tutzing.de

M ai

Zeichnung: Tomaschoff
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Themen Tagungen Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche 
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten 
um Ihr Verständnis!

24-2*		   10. – 12. Juni
Tutzinger Schülerforum: EuropaPolitik erleben!
Leitung: Robert Lohmann / Barbara Weishaupt
Sekretariat: Antonia Kreitner  Tel. 08158/256-58

24-3		  12. – 14. Juni
Grenzüberschreitende Räume – Regionale 
Verflechtung und Zusammenarbeit in Europa 
Leitung: Andreas Kalina
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

25-2* 		  15. – 19. Juni
Fakultas Sozialkunde: Wiederholen, Vertiefen
Lehrgang zur Erlangung der Fakultas in Sozialkunde 
an Gymnasien 6. Sequenz / 6. Lehrgang
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Barbara Weishaupt  / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen 

25-5		  16. – 17. Juni
Tutzinger Journalistenakademie: Recht brauchbar
Juristisches Rüstzeug für die journalistische Praxis
Leitung: Michael Schröder / Johanna Onischke
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

25-6		  19. – 21. Juni
Zwischen Widerstand und Anpassung: 
Protestbewegungen in Osteuropa 
In Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesell-
schaft für Osteuropakunde
Leitung: Andreas Kalina / Martin Brusis
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay 	  
Tel. 08158/256-17

25-3		  21. Juni
18. Passauer Tetralog
Gesprächskreis im Rahmen der Festspiele
Europäische Wochen Passau
In Zusammenarbeit mit der Universität Passau und 
den Europäischen Wochen Passau
Leitung: Heinrich Oberreuter / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay	  
Tel. 08158/256-17
Außenveranstaltung in Passau

25-1		  21. – 23. Juni
Tutzinger Journalistenakademie:
11. Tutzinger Radiotage
In Zusammenarbeit mit dem Projektteam Hörfunk 
der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb)
Leitung: Michael Schröder / Berthold L. Flöper
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

26-2*		  24. – 26. Juni
Politikwissenschaft und Interkulturalität
In Kooperation mit dem Bayerischen Zentrum 
für Politische Theorie
Leitung: Michael Spieker / Karl-Friedrich Herb
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

26-6		  26. – 27. Juni
Forum Verfassungspolitik:
Justiz im Wandel? – Rechtsstaat in der Bewährung
Leitung: Ursula Münch / Hans-Jürgen Papier / 
Gero Kellermann
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

27-4		  29. – 30. Juni
Entfremdet vereint? 
Das Vereinigte Königreich und Europa 
In Zusammenarbeit mit der Bayerischen Landeszen-
trale für politische Bildungsarbeit, der Europäischen 
Akademie Bayern e.V. und der Vertretung der Europä-
ischen Kommission in München
Leitung: Ursula Münch / Andreas Kalina / Harald Parig-
ger / Birgit Schmitz-Lenders / Joachim Menze
Sekretariat: Sabine Wohlhaupter  Tel. 08158/256-47
Außenveranstaltung auf der Fraueninsel im Chiemsee

Juni

Internet: www.apb-tutzing.de
www.facebook.com/APBTutzing 

www. twitter.com/APBTutzing
www.youtube.com/APBTutzing
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Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V.

EINLADUNG  ZUR  MITGLIEDSCHAFT

Der Förderkreis existiert seit 1988. Er begleitet die Akademie bei ihrer Bildungsarbeit, die heute so wichtig ist wie in 
der Gründerzeit. Er leistet einen finanziellen Beitrag zur Akademiearbeit sowie zu Publikationen über grundlegende 
und aktuelle Fragen deutscher, europäischer und internationaler Politik. Er ermöglicht die Verpflichtung hochkaräti-
ger Experten und Referenten aus Wissenschaft und Praxis. Kurz: Der Förderkreis unterstützt die Arbeit des Hauses, wo 
der Etat an seine Grenzen stößt. Die Mitglieder des Förderkreises wollen diesen Beitrag auch in Zukunft leisten.

Sie können dabei sein: Werden Sie Mitglied

■■ Sie leisten damit einen Beitrag zu lebendiger politischer Bildung und stützen die Fundamente
unserer Demokratie

■■ Sie können sich beim jährlichen Gartenfest mit Akteuren aus Politik, Gesellschaft, Religion und mit politisch
Interessierten austauschen

■■ Sie sind eingeladen, an den Akademiegesprächen im Bayerischen Landtag teilzunehmen
■■ Sie lesen im vierteljährlich erscheinenden „Akademie-Report“ Wichtiges aus Tagungen und Veranstaltungen
■■ Sie können die Zusammenarbeit mit anderen Förderkreis-Mitgliedern nutzen
■■ Sie helfen der Akademie durch Ihren Beitrag und durch Spenden, die Voraussetzungen ihrer Arbeit

zu verbessern

Fax-Nr. 08158/256-6644
Förderkreis der 
Akademie für Politische Bildung
Buchensee 1
82327 Tutzing

							       Tel. 08158/256-44
							       foerderkreis@apb-tutzing.de

Beitrittserklärung
zum Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V.

Name, Vorname, Titel: ..........................................................................................................................................................

PLZ/Ort: ...............................................................................  Straße/Nr.: .............................................................................

Telefon: ................................................................................  E-Mail: .....................................................................................

Beruf: ....................................................................................  Geb.-Datum: .........................................................................

Der Mitgliedsbeitrag beträgt mindestens □ 30.-- € pro Jahr.
Mein persönlicher Jahresbeitrag soll jedoch □ 40.-- € oder □ 50.-- € oder ........ €
betragen.
Die Beitragszahlungen erbitten wir an die
Kreissparkasse München Starnberg, BLZ 702 501 50, Konto-Nr. 430 592 477
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Namen und Nachrichten
aus der Akademie

DIREKTORIN KOLLEGIUM

Dr. Thomas Schölderle bietet im Wintersemester 
2014/15 an der Hochschule für Politik (HfP) in Mün-
chen eine Lehrveranstaltung unter dem Titel „Phi-
losophisch-Politisches Propädeutikum“ an. Im Rah-
men des 4. Symposion Dürnstein (Glücksbilder. Die 
Wirklichkeit der Utopien) referierte er über „Thomas 
Morus und die klassische Utopietradition“.

Dr. Anja Opitz sprach im Rahmen des Fünf-Seen-
Film-Festivals über den Konflikt Israel-Palästina. Auf 
dem Multi Country Workshop on EU Security and 
Defence Policy in Skopje, der durch die Europäische 
Kommission (Abteilung TAIEX) und den Europäi-
schen Auswärtigen Dienst (European Security and 
Defence College) ausgerichtet wurde, referierte sie 
zum Thema „Decision Making and Shaping within 
EU- Security and Defence Policy“. Zudem moderierte 
sie auf einer Veranstaltung der Hanns-Seidel Stiftung 
in München ein Panel über das aktuelle Thema: „IS – 
Gefahr für Deutschland und die Welt“, auf dem unter 
anderem Michael Lüders, Florian Hahn MdB, Florence 
Gaub und Thomas Gebhard Podiumsgäste waren. An 
der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg 
hielt sie einen Vortrag über „The concept of Security 
Sector Reform as a Crisis Management Tool“. An der 
FH Wien hielt sie eine Vorlesung über das zivil-mili-
tärische Krisenmanagement in GSVP-Missionen nach 
der EU-Osterweiterung.

BEIRAT
Prof. Dr. Rupert Stettner ist im Herbst 2014 aus dem Beirat 
der Akademie ausgeschieden. Wir bedanken uns bei ihm für 
seine engagierte Mitarbeit.
Als seine Nachfolgerin und Vertreterin der Hochschule für 
Politik München (HfP) begrüßen wir Dr. Hannemor Keidel, 
Beauftragte der TU München für die HfP, als neues Beiratsmit-
glied. Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit und Anstöße 
für die Arbeit der Akademie.

Dr. Gero Kellermann referierte am Gymnasium Tut-
zing im Rahmen des W-Seminars Strafrecht über die 
„Grundlagen des Strafrechts“ und den „Aufbau einer 
Straftat“. 

Dr. Michael Spieker hielt an der Universität Frankfurt 
am Main einen Vortrag über die Herausforderungen 
außerschulischer politischer Bildung.

Dr. Andreas Kalina sprach und debattierte anlässlich 
der Konferenz „La Régionalisation au Maroc; Enjeux 
et Perspectives pour la Démocratie Locale“ in Marra-
kesch zum Thema „Subnational Democracy in Ger-
many and its Possible Lessons for Marocco“.

Prof. Dr. Ursula Münch moderierte bei der Jahrestagung des 
Großen Konvents der Schader-Stiftung zum Thema „Nachhal-
tigkeit im Dialog“ ein „Dialog-Café“ über „Nachhaltigkeit und 
Governance“. Im Rahmen dieser Tagung wurde sie in den Wis-
senschaftlichen Beirat (Kleiner Konvent) der Schader-Stiftung 
(Darmstadt) gewählt. Vor den Mitgliedern des Rotary Club 
Starnberg hielt sie den Vortrag „‘Besser allein?‘ Ursachen und 
Auswirkungen der Sezessionsbereitschaft von Regionen in 
Europa“. Bei einer Veranstaltung der Europa Union München 
in Zusammenarbeit mit dem Italienischen Generalkonsulat 
referierte sie zum Thema „Wirtschaftliches Nord-Süd-Gefälle 
in der EU“ und moderierte die anschließende Podiumsrunde. 
Im Rahmen der „Round Table“-Veranstaltung „Neuer Genera-
tionenvertrag“ der Heinrich-Böll-Stiftung e.V. in Berlin nahm 
die Direktorin teil an der Podiumsdiskussion „Gegenwart 
bevorzugt. Wie umgehen mit dem strukturellen Grundprob-
lem der Demokratie?“. Anlässlich des 50. Bestehens des Forum 
Gröbenzell e.V., einem örtlichen Katholischen Bildungswerk, 
hielt sie den Festvortrag „Struktur. Urteilsfähigkeit. Orien-
tierung. Die Leistungen der Erwachsenenbildung angesichts 
des Wandels von Gesellschaft, Politik und Kommunikation.“ 
Und beim Neujahrsempfang der CSU Vaterstetten sprach sie 
über „Republik und Politik im Wandel“. Die Direktorin wurde 
von Bundespräsident Joachim Gauck in den Wissenschaftsrat 
berufen. Der Wissenschaftsrat berät die Bundesregierung und 
die Regierungen der Länder in Fragen der inhaltlichen und 
strukturellen Entwicklung der Hochschulen, der Wissenschaft 
und der Forschung. Er hat somit eine doppelte Vermittlungs-
funktion: zwischen Bund und Ländern einerseits, zwischen 
Wissenschaft und Politik andererseits. Die Berufung erfolgt 
zunächst für drei Jahre.


